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l BEGRÜNDUNG DER FESTSETZUNGEN

1 Einführung

1.1 ANLASS UND ERFORDERNIS DER PLANAUFSTELLUNG

Die AGD Bioenergie GbR (nachfolgend Vorhabenträgerin) betreibt am Standort Großgarnstadt‚

Neustadter Straße 3, eine Biogasanlage. Der Betrieb der Biogasanlage überschreitet die Leis-

tungsgrenzen gem. 5 35 Abs. 1 Nr. 6d BauGB für eine baugesetzliche Privilegierung. Ein auch

zukünftig wirtschaftlich effizienter Betrieb kann daher nur auf Basis eines vorhabenbezogenen

Bebauungsplanes erfolgen.

Für das Vorhaben sind der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Großgarnstadt-Biogasanlage"

rechtskräftig sowie parallel die 4. Änderung des Flächennutzungsplanes — Teilbereich Groß-

garnstadt — S-Sonderbaufläche Biogasanlage rechtswirksam.

Nunmehr plant die Vorhabenträgerin die bauliche Enrveiterung der Biogasanlage, um auch zu-

künftig einen wirtschaftlichen, energetisch effizienten und umweltschonenden Betrieb gewähr-
leisten zu können.

Diese Entveiterungen gehen über den bisherigen Plangeltungsbereich des rechtskräftigen vor-

habenbezogenen Bebauungsplanes und wirksamen Flächennutzungsplanes hinaus. Um die

bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die Durchführung des Vorhabens zu schaffen, ist

die vorliegende Änderungen und Enrveiterung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und

parallel die darauf bezogene Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich.

Mit der vorliegenden Änderung und Emeiterung soll das gesamte zukünftig zur Realisierung

geplante Vorhaben „Biogasanlage“ klargestellt werden. Gleichzeitig sollen zukünftige Erweite—

rungen oder Änderungen auf Antrag ausnahmsweise offen gehalten werden. Der ursprüngliche

vorhabenbezogene Bebauungsplan soll durch den nunmehr vorliegenden Plan ersetzt werden.

Für die in den Plangeltungsbereich des vorhabenbezogenen B-Planes „Großgarnstadt-

Biogasanlage“ (2006) integrierte landwirtschaftliche Hofstelle Klaus Alex besteht Änderungsbe-

darf, da es sich um einen landwirtschaftlich privilegierten Betrieb handelt und nicht um einen

Teil der Biogasanlage. Der Bereich der Hofstelle wird aus dem Plangeltungsbereich ausgeglie-
dert und der Plan für diesen Teil aufgehoben.

1.2 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH

1.2.1 Lage
Das Vorhaben bezieht sich auf Teile der Flurstücke: 490, 492, 493 und 509 sowie auf die Flur-

stücke 490/1, 491 und 492/2, alle Gemarkung Großgarnstadt, Gemeinde Ebersdorf b.Coburg.

Der Vorhabenstandort befindet sich am westlichen Ortsrand der Ortschaft Großgarnstadt, west-

lich der an der 0013 gelegenen landwirtschaftlichen Hofstelle Klaus Alex, Neustadter Straße 3.
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Die geographische Lage des Vorhabenstandortes und das nähere Umfeld können dem Über-

sichtsplan des Bebauungsplanes entnommen werden.

1.2.2 Abgrenzung
Die Abgrenzung ist der Planzeichnung zu entnehmen und als Grenze des räumlichen Gel-

tungsbereiches des Bebauungsplanes festgesetzt.

Der Plangeltungsbereich A bezieht sich auf den für die Enrveiterung der Biogasanlage und den

damit verbundenen naturschutzrechtlichen Ausgleich und den Havarieraum nach der AWSV

erforderlichen Flächen. Für den Plangeltungsbereich A werden die Festsetzungen des Ur-

sprungsbebauungsplanes „Großgarnstadt-Biogasanlage“ durch die Festsetzungen der vorlie-

genden 1. Änderung und Enrveiterung ersetzt.

Der Plangeltungsbereich B bezieht sich auf die Flächen der landwirtschaftlich privilegierten

Tierhaltungsanlage Klaus Alex, welche aus dem Plangeltungsbereich ausgegliedert werden und

für die die Festsetzungen des Ursprungsbebauungsplanes aufgehoben werden sollen. Die

Tierhaltungsanlage soll weiterhin unverändert privilegiert gem. 5 35 BauGB betrieben werden.

Änderungen, die zu einer Planbedürftigkeit führen, sind nicht geplant. Auch besteht kein ge-

nehmigungsrechtlicher Zusammenhang als Anlage gem. UVPG (Umweltverträglichkeitsprü-

fungsgesetz) Anlage 1 (Liste „UVP-pflichtige Vorhaben) und Anhang 1 der 4. BImSchV (Ver-

ordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen).

2 Bestandssituationl8tädtebauliche Einbindung

2.1 URSPRUNGSBEBAUUNGSPLAN

Für den Vorhabenstandort liegen der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Großgarnstadt-

Biogasanlage" und die zugehörige 4. Änderung des Flächennutzungsplanes vor. Die Pläne sind

mit Bekanntmachung vom 24.11.2016 wirksam bzw. rechtskräftig.

Als Art der baulichen Nutzung ist im vorhabenbezogenen Bebauungsplan ein Sondergebiet mit

der besonderen Zweckbestimmung „Biogasanlage“ (SO-Gebiet) festgesetzt. Das Maß der bau-

lichen Nutzung ist mit einer Geschossflächenzahl (GFZ) = 1,6 und einer Grundflächenzahl

(GRZ) < 0,8 festgesetzt. Die Zahl der Vollgeschosse ist mit höchsten ll-geschossig festgesetzt.

Das öffentliche Feld- und Waldweg Flst. 491 ist als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzt. Des

Weiteren sind Flächen für die innere Erschließung festgesetzt. Der Plan enthält Bindungen an

den Erhalt von Bäumen und Sträuchern gern. 5 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB sowie Pflanzgebote

für 2-reihige Hecken gem. der Auflagen des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-

scheides vom 15.08.2005 gern. 5 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB (hier 2-reihige Hecken). Als Anpflan-

zungen für die Ausgleichsregelung und Eingrünungsmaßnahmen sind private Grünflächen fest-

gesetzt. Die textlichen Festsetzungen beziehen sich auf die Befestigung von Flächen, Boden-

schutz (Begrenzung der Bodenversiegelung) und Bodendenkmäler (gesetzliche Meldepflicht),
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Vorgaben für Einfriedungen (1,80m hoher Gitterzaun), Schutz des Oberbodens und des Was-
sers und zusätzliche Grünordnungsfestsetzungen für die Biogasanlage.

Der Plan kann den nachfolgenden Abbildung 1 und Abbildung 2 entnommen werden.

„$ LÜCKING & HÄRTEL GMBH VBP „1.Änd. u. Erw. BGA Großgamstadt": 0622-A-03-27032018/0 Seite 10 von 77

@

o„°v

%
5535159.

=.al.icfil.iafiäiäofiltfum
.

«995
in....“

läiäfiääxdä-üßääu.
SESz.-äiäu.
„SEE—

:
‚@

is...?
52.285..—

ou:u=o.m
.n

ibhiifläieä>
‚iv

iu
35253.-
=on==ueE=.m

.—

es!-3.
da»ui„äiäßifiäääifiää

.

„Es-ia
d..» ...-133.SE:

.
„

iii-£
...!... 2.318:

S..-.. ....

„Eu-i.....at» 913
Sa.:.:.-e

.
‚

E...-3.5
u...._Eäizßiä.

„=uE;m
:m

ß5»?äuäcfi
a::

u::fia2cm
goß=afiu.uä<

Eu
5EEE

&
=aE...uäw

=fiaflm
%

cou=:u=u.i=<
.

U
n...

„m
a.no.ß

F .>
Eo5m

.opä==u.Eä=m
ü.: Snoa„=uf -

253
ua...äeääst

-
€::Eäää:

%
383.5

!=.5.3:
55

.ä£oää=m
-

„238o3<53.8..51<26
S:...

=.fi-EJ
tu

„==—
..»...Em ä

!=.035
=."«5:3

E:"
...!.E-ä

.:....=.u==1u!uu5n52
....355E

d

„833...z
_42

%
=ou!:uo===uBn—

o>
..E

=!5-‚E
.m

niit-„m
äääifim

.
9%

m
.ilääifiu.

„E.-„2.2...iäcää>ö

6>ä„3.1<fl3030!=10
.n

....243n.:

N
G
O

H
i!}!teliilää1iqdfl33vliiuuüiäiä.

@@

„.:.-...65-2..zuäo_.‚izi_ifisäaim
oaaiisisslo

„E:—
35.13.5583.55=:3

.....cu! ."
ä

äu!u=.iiifip>aia$ä«di
53.8.5953

am
le

„...: ...,!
03

u...—
„8:2=£o==.n

.-cu!(
.w

598
52%

!153i2
.8
ä:äoß

i=u=E-i.. u...520
d

Eou==flu3cfl
of=v=5..o>

Eon:=..u.äo=as£oäu.n

Abbildung 1: Planzeichnung u. -erklärung VBP „Großgarnstadt-Biogasanlage“
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Abbildung 2: Textliche Festsetzungen VBP „Großgarnstadt-Biogasanlage“

2.2 NUTZUNGEN

Der Vorhabenstandort grenzt im Norden, Westen und Süden an den Außenbereich gem.

5 35 BauGB. Die umliegenden Flächen sind ackerbaulich oder als Grünland genutzt.

Der Vorhabenstandort wird von Feld- und Waldwegen gequert, die im Osten an die C013 und

im Norden an das Feld- und Waldwegenetz anbinden.

Im Plangebiet befindet sich das Betriebsgelände einer Biogasanlage mit Behältern, ein Fahrsilo

sowie Hallen und ein Maschinengebäude. Daran grenzt östlich die landwirtschaftliche Hofstelle

Klaus Alex mit Tierhaltung und einem betriebszugehörigen Wohnhaus an. Die Emeiterungsflä-
chen werden derzeit ackerbaulich oder als Grünland genutzt.

Ca. 400 m nordwestlich befindet sich der Standort einer geplanten Schweinemastanlage.
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Die Ortschaft Großgarnstadt mit Wohnnutzungen, Gewerbe und Iandwirtschaftlichen Hofstellen

befindet sich östlich des Vorhabenstandortes und der C013.

Südwestlich befindet sich in ca. 125 m Entfernung zum geplanten Havarieraum bzw. zur Grenze

des neuen Geltungsbereiches eine Waldfläche. Dem Vorhabenstandort grenzt direkt südlich ein

mit einer Hecke bewachsener Hang an.

Ein Eindruck über die Bestandsituation kann der in Teil ll Umweltbericht enthaltenen Abbildung
7 entnommen werden. Dort sind auch der Plangeltungsbereich des Ursprungsbebauungsplan

„Großgarnstadt-Biogasanlage“ aus 2006 sowie die Plangeltungsbereiche der nun vorliegenden
1. Änderung und Enneiterung dargestellt.

2.3 GENEHM|GTER BESTAND

Für den Vorhabenstandort liegen immissionsschutzrechtliche Genehmigungen sowie Bauge-

nehmigungen für alle bestehenden Anlagenteile der Biogasanlage vor.

Die Ursprungsgenehmigung wurde von der Regierung von Oberfranken am 15.08.2005 sowie

eine Änderung dieser Genehmigung vom 19.12.2006 erteilt. Die Mehrzweckhalle wurde am

23.10.2006 genehmigt. Für kleinere Änderungen liegen Genehmigungen des Landratsamtes

Coburg vom 02.12.2013 und 07.07.2013 vor. Die Anlagenbestandteile in Bestand und Planung
können der Vorhabenbeschreibung in Kapitel 4.2 entnommen werden.

2.4 TOPOGRAPHIE

Das derzeitige Betriebsgelände der Biogasanlage und der Tierhaltungsanlage ist weitgehend
eben. Östlich der Grenze des Feld- und Waldwege-Flurstücks 493 befindet sich eine mit einer

Hecke bewachsene Böschung. Die größte Neigung hat diese Böschung südlich des Vorhaben—

standortes. Im Norden läuft sie aus. Es handelt sich um eine natürliche Senke eines Bachtales

des im Südwesten entspringenden Ährengrabens.

Ein Geländenivellement für den bestehenden Anlagenstandort kann der Abbildung 4 entnom-

men werden. Ein Eindruck über die Geländeneigung im Bereich des geplanten Havarieraumes

kann der Abbildung 3 entnommen werden.

Abbildung 3: Gelände im Bereich des Havarieraumes
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f“\_ Abbildung 4: Geländenivellement

2.5 LIEGENSCHAFTSSITUATION UND EIGENTUM

Die Eigentumssituation kann der Tabelle 1 entnommen werden.

Tabelle 1: Eigentumssituation
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490 Klaus Alex -
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493 Gemeinde Ebersdorf b.Coburg Feld- und Waldweg
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2.6 BESTEHENDE ERSCHLIEI1UNG

2.6.1 Bestehende Verkehrsanbindung
Die Biogasanlage und die landwirtschaftliche Hofstelle sind über den Feld- und Waldweg, Flst.
491 und 493 an die 0013 und das Feld- und Waldwegenetz angebunden. Dabei erfolgt die

ausgebaute Wegeführung auf dem Flst. 491 auf das Betriebsgelände und von dort nordwestlich

an der Horizontalsiloanlage und südlich des Gärrestlagers 1 vorbei auf den nördlichen Teil des
Flst. 493. Das gemeindeeigene Flurstück (Begleitweg) 488 wird für die direkte Anbindung an die

0013 gequert. Der südliche Teil des Weges 493 ist nicht ausgebaut und verläuft entlang des

dort befindlichen Hanges.

Die landwirtschaftliche Hofstelle bzw. das Flurstück 490 besitzt noch eine eigene, private Zu-
fahrt zur 0013.

2.6.2 Bestehende Energieversorgung
Die Biogasanlage und die Tierhaltungsanlage sind an das Stromnetz der Stadtwerke Ebersdorf

angeschlossen.

Die Biogasanlage sowie die vorhandenen Photovoltaikanlagen speisen ihrerseits Strom in das

Stromnetz der Stadtwerke Ebersdorf ein.

2.6.3 Bestehende Abwasserbeseitigung
Der Anlagenstandort sowie die landwirtschaftliche Hofstelle Klaus Alex sind nicht an das Ab-
wassernetz der Gemeinde Ebersdorf b. Coburg angebunden. Für den landwirtschaftlichen Be-
trieb wird das Abwasser in einer Kleinkläranlage behandelt. Für die Biogasanlage fällt das im

genehmigten Aufenthaltsraum des bestehenden Maschinenhauses anfallende Sanitärabwasser
aus einer Toilette und einem Waschbecken an, welches derzeit in einer abflusslosen Grube zur

Abholung gesammelt wird.

2.6.4 Bestehende Trinkwasserversorgung
Der Vorhabenstandort ist über die landwirtschaftliche Hofstelle Klaus Alex an das Trinkwasser-
netz der Gemeindewerke Ebersdorf angebunden.

2.6.5 Bestehende Anbindung an das Kommunikationsnetz
Der Vorhabenstandort ist an das Kommunikationsnetz der Telekom Deutschland GmbH ange-
bunden.
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2.7 NATURSCHUTZ UND LANDSCHAFTSPFLEGE

2.7.1 Schutzstatus
Der Plangeltungsbereich befindet sich nicht in einem gemäß BNatSchG oder BayNatSchG aus-

gewiesenem Schutzgebiet.

In einer Entfernung von ca.179 m südwestlich des Plangeltungsbereiches befindet sich das

gern. Art. 6d (1) BayNat3chG geschützte Biotop Nr. 5732-0145. Es handelt sich um den Ähren-

graben bei Friesendorf, der westlich des Plangeltungsbereiches entspringt. Bei dem Biotop

handelt es sich um die Teilfläche O1: die gefasste Quelle des Ährengrabens mit kleinem Erlen-

bestand.

2.7.2 Natura NGO-Gebiete

Der Vorhabenstandort befindet sich nicht in einem Natura 2000-Gebiet und grenzt auch nicht

direkt an ein solches an.

2.7.3 Festgelegte Maßnahmen zur Eingriffsregelung
Für die Biogasanlage liegen mehrere Genehmigungen sowie der bestehende vorhabenbezoge-

ne Bebauungsplan „Großgarnstadt—Biogasanlage" vor; hier sind Ausgleichsmaßnahmen festge—

legt worden. Diese Maßnahmen werden in Teil ll Umweltbericht, Kapitel 1.3.1.3.1 im Einzelnen

beschrieben. Es handelt sich im Wesentlichen um eine Eingrünung mit Hecken im Umfang von

1.737 m-°-.

Die dem Thema der Eingriffsregelung betreffenden zeichnerischen und textlichen Festsetzun-

gen des bestehenden vorhabenbezogenen Bebauungsplanes können dem Kapitel 2.1, Abbil-

dung 1 und Abbildung 2 entnommen werden.

2.8 IMMISSIONSSCHUTZ

Der Betrieb der vorhandenen Biogasanlage und die Tierhaltungsanlage emittieren Geräusche

und Gerüche sowie Staub. Diese Emissionen wirken als lmmissionen in der Umgebung. lmmis-

sionsorte sind die nächst gelegenen Wohnnutzungen in der östlich gelegenen Ortschaft Groß-

garnstadt. Das im Plangeltungsbereich vorhandene Wohnhaus ist dem landwirtschaftlichen Be-

trieb zuzurechnen und gilt nicht als lmmissionsort.

In der Umgebung des Vorhabenstandortes befinden sich weitere landwirtschaftliche Betriebe in

den Ortschaften Großgarnstadt und Kleingarnstadt, welche ebenfalls Gerüche und Geräusche

emittieren. Diese Anlagen bilden die organisch gewachsene Vorbelastungssituation der lokalen

Umgebung ab.
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2.9 GEOLOGIEIBAUGRUND

Es liegt eine Begutachtung des Baugrundes für den Bereich des Gärrestlagers 1 vor (Dr. Lie-

bermann, 14.09.2006). Die Bodenklassifizierung nach DIN 18 196 (Bodenklassifikation für bau-

technische Zwecke) der vorhandenen Baugrundschichten wird wie folgt bewertet:

o Schicht 1 (Mächtigkeit 0,5m): Ton, kiesig, Gruppensymbol: GT*

o Schicht 2 (Mächtigkeit ca. 1,7m): Tonstein, ven;vittert‚ Gruppensymbol: (GT*)
o Schicht 3: Tonstein

Die Untergrundverhältnisse werden als relativ homogen bezeichnet.

Seitens des Wassewvirtschaftsamtes Kronach wurde mit Schreiben vom 21.06.2018 darauf hin-

gewiesen, dass die geplante Fläche im Bereich der sogenannten Unteren Toarc-Schichten bzw.

Lias Epsilon (=Posidonienschiefer) liegt. Diese Schichten besitzen häufig eine erhöhte geogene

Hintergrundbelastung (vermutlich Schwermetalle und MKW).

2.10 BESTEHENDE NIEDERSCHLAGSENTWÄSSERUNG

Das anfallende Oberflächenwasser wird der Biogasanlage zugeführt oder versickert über die

belebte Bodenschicht in den Boden. Somit liegt am Vorhabenstandort derzeit keine erlaubnis-

pflichtige Oberflächenentwässerung oder Ableitung von Oberflächenwasser vor.

2.11 BESTEHENDE BRANDSCHUTZEINRICHTUNGEN

Die bestehende Biogasanlage ist über das Flurstück 491 für die Feuen1vehr befahrbar. Es han-

delt sich um einen Weg, welcher die Anforderungen der Feuenuehrrichtlinie erfüllt.

In den Genehmigungsunterlagen der bestehenden Biogasanlage ist dargelegt, dass die Lösch-

wasserversorgung nach Angaben des Vorhabenträgers über den auf dem Flst. 490 (Ecke Ein-

fahrt Staatsstr./Flurstück Nr. 491) vorhandenen Unterflurhydranten erfolgen soll. Als Auflage ist

ein Nachweis der ausreichenden Leistung gem. Arbeitsblatt DVWG W 405 - Bereitstellung von

Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung bei dem zuständigen Wasserversor-

gungsunternehmen vorzulegen. Dieser Nachweis soll vor Durchführung der Planung durch den

Vorhabenträger angefordert und der Genehmigungsbehörde vorgelegt werden.
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3 Planungsrechtliche Rahmenbedingungen

3.1 RAUMORDNUNG

Die Grundsätze und Ziele der Raumordnung und Landesplanung sind im Bayerischen Landes-

planungsgesetz (BayLPIG) festgelegt.

Für den Vorhabenstandort liegen das Landesenhuicklungsprogramm Bayern (LEP) vom 22.

August 2013 und der Regionalplan Oberfranken-West (1999, letzte Änderung vom 08.04.2014)
vor.

Nach dern Grundsatz (G) 6.2.5 des LEP sollen die Potenziale der Bioenergie nachhaltig genutzt
werden. Hierzu wird begründet: „Bioenergie leistet derzeit den höchsten Beitrag aller erneuer-
baren Energien zur Deckung des Primärenergiebedan‘s in Bayern. Die Nutzung der Potenziale
dieses Energieträgers dient der dauerhaften Gewährleistung einer kostengünstigen und siche-
ren Energieversorgung. Die vorrangige Nutzung vorhandener Rohstoffe (z.B. Reststoffe, Gülle)
kann den Ausbau der Energienutzung aus Biomasse umweltschonend und nachhaltig gestal-

Iften.

Die vorliegende Biogasanlage nutzt die lokal anfallende Gülle sowie in geringerem Maß nach-

wachsende Rohstoffe für die Energienutzung aus Biomasse und entspricht somit diesem

Grundsatz.

3.2 FLÄCHENNUTZUNGSPLAN

Für die Gemeinde Ebersdorf b. Coburg liegt ein rechtswirksamer Flächennutzungsplan (FNP)
vom 12.03.1999 vor.

ln der 4. Änderung dieses FNPs wurde für den Plangeltungsbereich des bestehenden vorhabe-

bezogenen Bebauungsplanes „Großgarnstadt-Biogasanlage“ eine Sonderbaufläche sowie „pri-

vate Grünflächen als Ausgleichsflächen“ dargestellt. Diese Änderung ist nach ortsüblicher Be-

kanntmachung seit dem 24.11.2006 wirksam. Ein Auszug aus den zeichnerischen Darstellun-

gen der 4. Änderung kann der nachfolgenden Abbildung 5 entnommen werden.
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Abbildung 5: 4. Änderung des Flächennutzungsplanes Ebersdorf b. Coburg (2006)

4 Planungskonzept

4.1 STÄDTEBAULICHE ZIELE UND INSTRUMENTE

Für die vorliegende Änderung und Erweiterung der Biogasanlage soll ein vorhabenbezogener

Bebauungsplan aufgestellt werden, da die Anlage nicht gem. 5 35 Abs. Nr. 6 BauGB landwirt—

schaftlich privilegiert zulässig ist. Die dort festgelegten Leistungsgrenzen werden durch den

Anlagenbetrieb überschritten.

Für das vorliegende Vorhaben wird ein vorhabenbezogener Bebauungsplan gem. 512 BauGB

aufgestellt. Der Vorhabenträger hat bei der Gemeinde Ebersdorf b.Coburg einen Antrag über

die Einleitung des Bebauungsplanverfahrens vorgelegt. Auf dieser Basis hat der Gemeinderat

die Aufstellung der vorliegenden Bauleitplanung beschlossen. Der Vorhabenträger ist bereit, die

Planungs- und Erschließungskosten zu tragen. Im Rahmen der festgesetzten Nutzung als Son-

dergebiet (SO-Gebiet) „Biogasanlage“ ist die Nutzung für die Biogasanlage zulässig, zu deren

Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet.

l ..

HL LUCKING & HÄRTEL GMBH VBP „1.Änd. u. Erw. BGA Großgemstadf‘: 0622-A-03-27.08.2018/0 Seite 18 von 77

Maßstab 1:5.000 im Original
.-_=._ .in_"_z



Mit der Planung werden insbesondere die folgenden städtebaulichen Ziele verfolgt:

9 Schaffung der bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erweiterung einer Bio-

gasanlage. Für die Durchführung der Planung ist eine immissionsschutzrechtliche Ge-

nehmigung erforderlich. Die Zulässigkeit für den Betrieb ist von einer positiven immissi-

onsschutzrechtlichen Genehmigung abhängig, in der weitergehende Auflagen formuliert

werden können.

-) Sicherung der erforderlichen Erschließung

9 Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes und insbesondere des Immissions-

schutzes und Natur- und Landschaftsschutzes

9 Sicherung der geordneten städtebaulichen Entwicklung

9 Rechtssicherheit für den GrundstückseigentümerNorhabenträger hinsichtlich der zu-

künftigen Bebauungsmöglichkeiten

Der Vorhaben- und Erschließungsplan wird in den vorhabenbezogenen Bebauungsplan inte-

griert. Dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird ein Durchführungsvertrag zugeordnet.

4.2 VORHABENBESCHREIBUNG

Bei dem vorliegenden Vorhaben handelt es sich um eine Anlage zur energetischen Nutzung

von Biomasse (Biogasanlage) mit folgenden Kenndaten für die Auslegung (nach der Enneite-

rung):

Bezeichnung: Biogasanlage

Zweck der Anlage: Erzeugung von Strom und Wärme aus Biogas

Kapazität der Anlage: Gesamtleistung BHKW 1-5:

Feuerungswärmeleistung 5.213 kW

elektrische Leistung: 2.291 kW

thermische Leistung: 2.123 kW

Biogasproduktion: ca. 2.963.800 Nm“la

Biogaslagervolumen: 0,92 tl 2.105 m3

Die Biogasanlage ist derzeit noch über gemeindliche Feld- und Waldweg an die 0013 und das

Feld- und Waldwegenetz angebunden, welche nach Durchführung eines Einziehungsverfahrens
veräußert und in das Betriebsgelände der Biogasanlage integriert werden sollen. Diese Wege
werden auch jetzt bereits vorwiegend durch die AGD genutzt und haben somit keinen öffentli-

chen Charakter.
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Nach der Emeiterung besteht die Anlage im Wesentlichen aus folgenden Behältern und Aggre-

gaten:

o Vorgrube (Bestand), geschlossener, unterirdischer Stahlbetonbehälter mit befahrbarer

Stahlbetondecke für die Bereitstellung von Gülle, Durchmesser 8 m

o Fermenter 1 (Bestand), geschlossener Stahlbetonbehälter mit Stahlbetondecke, Durch-

messer 16 m, für die Vergärung der Rohstoffe

o Fermenter 2 (Bestand), geschlossener Stahlbetonbehälter mit Stahlbetondecke, Durch-

messer 16 m, für die Vergärung der Rohstoffe

o Nachgärbehälter (Bestand), Stahlbetonbehälter abgedeckt mit Foliengasspelcher,
Durchmesser 21 m, für die Restentgasung der Gärreste und als Gasspeicher

o Gärrestlagerbehälter 1 (Bestand), Stahlbetonbehälter, abgedeckt mit Follengasspeicher,
Durchmesser 24 m, für die Lagerung der Gärreste und Gasspeicher

- Gärrestlagerbehälter 2 (Bestand), Stahlbetonbehälter, abgedeckt mit Foliengasspeicher,
Durchmesser 26 m, für die Lagerung der Gärreste und Gasspeicher

o Gärrestlagerbehälter 3 (neu), Stahlbetonbehälter, offen/geschlossen, Durchmesser

36 m, mit Abfüllplatz, für die Lagerung der Gärreste

o Technikgebäude (Bestand) für die Unterbringung der Anlagentechnik und der BHKWS 1

bis 4 sowie Öl- und sonstige Lagerräume, Traforaum, Aufenthaltsraum und WC.
o Pumpen- und Schiebegebäude (Bestand) zur Unterbringung der Pumpentechnik
o Horizontalsiloanlage mit Vorplatte (Bestand) für die Lagerung der nachwachsenden

Rohstoffe (Emeiterung ist genehmigt mit Bescheid aus / mit VBP 2006)
o Kondensatschacht (Bestand), unterirdischer Betonbehälter, geschlossen, Durchmesser

1,50 m zur Zwischenspeicherung des Kondensatwassers

o 1 Feststoffeintrag (Bestand), für die Zuführung der festen Eingangsstoffe in den Gärpro-
zess

o 1 stationäre Gasfackel (Bestand) als Notverbrauchseinrichtung
o 1 Trafostation (neu) für die Einspeisung des erzeugten Stroms in das Stromnetz

o 1 Maschinenraum (neu) für die Aufstellung eines weiteren, dann 5. BHKWS
o 1 Fahrzeugwaage (Tektur der genehmigten Anlage)
o 1 Getreidehochsilo (neu) zur Lagerung von Getreide als Eingangsstoff
o 1 Mehrzweckhalle (Bestand) für eine Trocknungsanlage mit zugehörigen Lagerflächen
o 1 Mehrzweckhalle (Planung) für die Unterbringung der Fahrzeuge und Maschinen

einschließlich der erforderlichen inneren Erschließung.

Dieser Vorhabenplan ist in den vorhabenbezogenen B-Plan integriert und der Planzeichnung zu

entnehmen.
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In der Biogasanlage werden nachwachsende Rohstoffe und Wirtschaftsdünger (Gülle und

Festmist) ortsansässiger sowie in den Nachbargemeinden ansässiger landwirtschaftlicher Be-

triebe energetisch genutzt.

In der Biogasanlage kommen nachwachsende Rohstoffe (nawaRo) und Wirtschaftsdünger zum

Einsatz. Die Anlage arbeitet im Verfahren der mesophilen Nassvergärung im Temperaturbe-
reich von ca. 40°C. Das durch die Vergärung von nawaRo und Wirtschaftsdünger erzeugte Bio-

gas wird zur Erzeugung von Wärme und Strom in den BHKW-Modulen energetisch genutzt.

Aus Tabelle 2 können die eingesetzten Mengen der Inputmaterialien entnommen werden.

Tabelle 2: Eingangsstoffe Biogasanlage

Der dabei produzierte Strom wird in das Stromnetz eingespeist. Über die Biogasanlage kann

darüber hinaus eine bedarfsgerechte Stromproduktion realisiert werden. Hierzu können die über

das Biogas betriebenen Blockheizkraftwerke flexibel gefahren werden. Um auch zukünftig einen

wirtschaftlichen Betrieb zu gewährleisten, sollen für die zukünftig absehbare bedarfsgerechte

Stromproduktion technische Vorkehrungen getroffen werden, um eine Erhöhung der installier-

ten elektrischen Leistung (BHKW) am Standort zu schaffen.

Der technische Betrieb der Anlage erfolgt bedingt durch die in der Anlage erfolgenden Gärpro-
zesse bis zu 24 Stunden täglich. Dabei erfolgt die Beschickung der Anlage zwischen 7.00 Uhr

und 18.00 Uhr.

Die bei der energetischen Nutzung des in der Anlage produzierten Biogases anfallende Wärme

wird in ein lokales Wärmenetz eingespeist sowie für die Behälterheizung und die Trocknungs-

anlage genutzt.

Auf den Gebäudedächern der Hallen befinden sich ebenfalls Photovoltaikanlagen. Der hierbei

erzeugte Strom wird in das Stromnetz der Gemeindewerke Ebersdorf eingespeist.

Die Anlage wird um eine Umwallung (Havarieschutzwall mit Havarieraum) gem. den Anforde-

rungen des 5 37 der AWSV (Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden

Stoffen) en:veitert, über die bei einem Havariefall das austretende Gärsubstrat auf dem Be-

triebsgelände zurückhalten wird. Der Bereich soll nicht für die Überbauung genutzt werden. Für

die Umwallung soll über den vorliegenden Bebauungsplan die baurechtliche Zulässigkeit be-

wirkt werden. Die Umwallung wird dauerhaft mit Grünland begrünt. Die Umwallung befindet sich

auf der landschaftszugewandten Seite des Betriebsgeländes.
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Eingangsstoff Menge pro Tag Menge pro Jahr
tld tla

Wirtschaftsdünger
(Gülle, Dung, etc.)

15’43 5'630

nachwachsende Rohstoffe
(Silage, Getreide etc.) 29‘21 10'660

Summe 44,64 16.290
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4.3 BERÜCKSICHTIGUNG RELEVANTER PLANUNGSLEITLINIEN IM PLAN

4.3.1 Grundlage
Die relevanten Planungsleitlinien ergeben sich aus den gern. 5 1 Abs. 6 BauGB zu berücksich-

tigenden Belangen aber auch aus den nach 5 1a BauGB ergänzenden Vorschriften zum Um-

weltschutz und den Anforderungen an die gesicherte Erschließung. Diese sind abhängig von

der Art des konkreten Vorhabens und seiner städtebaulichen Einbindung, so dass nur einzelne

Belange eine Bedeutung haben.

Die sonstigen, nachfolgend nicht genannten Belange gem. 5 1 Abs. 6 BauGB erhalten nur eine

untergeordnete Bedeutung für die Berücksichtigung in der vorliegenden, vorhabenbezogenen

Planung. Es bestehen z.B. nach der Bestandssituation (vgl. Kapitel 2) oder nach vorliegenden

Stellungnahmen auch keine Hinweise, dass diese Belange besonders zu berücksichtigen wären

oder ein besonders Gewicht erhalten.

Der Vorhabenstandort befindet sich insbesondere nicht in einem naturschutzrechtlichen

Schutzgebiet oder Natura-2000-Gebiet.

4.3.2 Vorrangigelnnenentwicklung
Gem. 5 1 Abs. 5 BauGB soll die nachhaltige städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maß-

nahmen der lnnenentwicklung erfolgen. Die vorliegende Bauleitplanung bezieht sich auf die

Sicherung eines vorhandenen Biogasanlagen-Standortes an einem Standort an dem insbeson-

dere die wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen in Einklang gebracht werden

können.

4.3.3 Umwelt- und Naturschutz (5 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB)

4.3.3.1 lmmissionsschutz/Vermeidung von Emissionen
Im Rahmen der Bauleitplanung ist die Vermeidung von Emissionen und der Immissionsschutz

gem. 5 1 Abs. 6 Nr. 7e) BauGB zu berücksichtigen.

Der Betrieb der am Vorhabenstandort geplanten Enrveiterung der Biogasanlage ist mit folgen-
den Emissionen verbunden, welche auf Grund der Art der Anlage in der Umgebung wirken:

o Geruch

o Ammoniak

o Staub

o Gewerbelärm

o Verkehrslärm

Darüber hinaus befinden sich in der unmittelbaren Umgebung Betriebe und Anlagen, die zu

einer Vorbelastung des Standortes und der Umgebung beitragen (vgl. Kapitel 2.8).

ILH_JJ
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Die bestehende Biogasanlage ist gem. den Vorgaben des Bundesimmissionsschutzgesetzes

genehmigt (siehe Kapitel 2.8).

Die Bauleitplanung ist an die immissionsschutzrechtlichen Vorgaben gebunden, da die Umset-

zung der Planung sonst scheitert und der Plan unwirksam ist.

Allgemein ist darauf hinzuweisen, dass der vorliegende vorhabenbezogene Bebauungsplan auf

ein konkretes Vorhaben bezogen ist und daher auch die konkreten Planungen darlegt. Der Vor—

haben- und Erschließungsplan ist gem. 512 Abs. 3 BauGB Bestandteil des vorhabenbezoge-

nen Bebauungsplanes. Dieser stellt die Planung des Vorhabens detailliert dar. Im Gegensatz zu

einem normalen Bebauungsplan stellt der vorhabenbezogene Bebauungsplan keine Angebots-

planung dar. Neben der genauen Darlegung der Planung können somit in einem vorhabenbe-

zogenen Bebauungsplan auch die daraus resultierenden Belastungen konkret abgeleitet wer-

den. Im Plangeltungsbereich befinden sich keine weiteren anderen Anlagen anderer Betreiber.

Die Biogasanlage unterliegt den Anforderungen des Bundesimmissionsschutzgesetzes, was

bedeutet, dass der Bebauungsplan nur durchführbar ist, wenn diese Anforderungen erfüllt sind.

In diesem Rahmen werden die Einhaltung von Schutz und Vorsorge gegenüber immissions-

empfindlicher Nutzungen darzulegen sein.

4.3.3.2 Auswirkungen der Planung aufdie Schutzgüter
Die Auswirkungen der Planung auf die Schutzgüter Tiere und Pflanzen, Boden. Wasser, Klima

und Luft sowie Landschaft (gem. 5 1 Abs. 6 Nr. 7 a) BauGB) wurden in einer Umweltprüfung

beurteilt und in Teil || Umweltbericht dargelegt. In Kapitel 1.3.1.3 des Teil Il wird auch die Ein-

griffsregelung und die Berücksichtigung festgelegter Ausgleichsmaßnahmen im Detail darge-

legt.

Für die Schutzgüter sind insgesamt nach Durchführung der Vermeidungs-, Verminderungs- und

Ausgleichsmaßnahmen geringe bis irrelevante Umweltauswirkungen zu emarten. Die Schutz-

güter Klima und Luft sowie Sachgüter haben keine Bedeutung für die vorliegende Planung.

Die aus der Durchführung der Planung resultierende Flächeninanspruchnahme und Überhau-

ung führt zu erheblichen Eingriffen in die Schutzgüter Tiere und Pflanzen und Boden. Darüber

hinaus ergeben sich erhebliche Eingriffe in das Landschaftsbild aus der Sichtbarkeit der neuen

Gebäude und Anlagen. Diese Eingriffe werden unter Berücksichtigung der noch für den Aus-

gleich des Anlagenbestands durchzuführenden Maßnahmen ausgeglichen. Hierzu enthält der

vorhabenbezogene Bebauungsplan Festsetzungen zu Maßnahmenflächen (vgl. Kapitel 5.5.3)
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und Anpflanzflächen (vgl. Kapitel 5.5.1 ). Innerhalb der Flächen sind eine Streuobstwiese sowie

Hecken zu entwickeln. Die Biologische Vielfalt wird hier über die Vewvendung standortheimi-

scher Gehölzarten berücksichtigt.

Eingriffe in die im direkten Umfeld befindlichen, gem. 5 30 BNatSchG besonders geschützten

Biotope, insbesondere das geschützte Biotop Nr. 5732-0145 sind verboten. Die Planung führt

aber nicht zu direkten Eingriffen in das Biotop. Kenntnisse zu indirekten Wirkungen auf das Bio-

top liegen nicht vor.

Es liegen keine detaillierten Kenntnisse zu artenschutzrechtlich relevanten Tier- und Pflanzen-

artenvorkommen vor. Am Vorhabenstandort liegen keine besonders geschützten Strukturen

und Lebensräume von Tieren und Pflanzen vor.

Das Vorhaben bezieht sich auf intensiv bewirtschaftete Äcker und versiegelte Fahrwege. Auf-

grund der Nähe zum Betriebsstandort sowie der intensiven Bewirtschaftung der Ackerflächen ist

davon auszugehen, dass Lebensräume besonders geschützter Arten nicht betroffen sind.

Für das Schutzgut Wasser ist darüber hinaus zu berücksichtigen, dass in der Anlage wasserge—

fährdende Stoffe gelagert und ventvendet werden. ln der Anlage wird mit Gärresten umgegan-

gen, die als wassergefährdend gelten. Gem. den Anforderungen des 5 37 der AWSV (Verord—

nung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen) sind Gärrestlagerbehälter
mit einem Havarieraum zu versehen, in dem bei einem Havariefall das austretende Gärsubstrat

auf dem Betriebsgelände zurückhalten wird. Der Bereich soll nicht für die Überbauung genutzt
werden. ln dem vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird ein derartiger Havarie-

raum als Fläche für Nebenanlagen gem. 5 9 Abs. 6 BauGB festgesetzt.

Für die Umwallung soll über den vorliegenden Bebauungsplan die baurechtliche Zulässigkeit
bewirkt werden. Die Umwallung wird dauerhaft mit Grünland begrünt. Die Umwallung befindet

sich auf der landschaftszugewandten Seite, am tiefsten Punkt des Geländes (vgl. auch Kapitel

2.4), so dass im Havariefall ein effektiver Rückhalt des auslaufenden Gärsubstrates gewährleis-
tet werden kann.

4.3.3.3 Mensch und seine Gesundheit

Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit gem. 5 1 Abs. 6 Nr.

7 b) BauGB, insbesondere aus lmmissionen der Anlage werden über die Standortwahl außer—

halb der Ortslage sowie über den emissionsarmen Betrieb vermieden. Die Anlage hat die im-

missionsschutzrechtlichen Vorgaben zu berücksichtigen (vgl. auch Kapitel 4.3.3.1).

4.3.3.4 Umgang mit Abfällen und Abwässern
Der Umgang mit Abfällen und Abwässern ist gem. ä 1 Abs. 6 Nr. 7 e BauGB zu berücksichtigen.
Die in der Anlage anfallenden Abfälle und Abwässer können ordnungsgemäß entsorgt werden.

Durch die Anlagenerweiterung wird es nicht zu anderen Abfällen kommen, für die bislang keine

Entsorgungswege vorliegen.
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Für das Sanitärabwasser soll die ordnungsgemäße Beseitigung gem. Art. 41 BayBO gewähr-
leistet und im Durchführungsvertrag zur Sicherung der Erschließung vereinbart werden.

Anlagen für die Niederschlagsenhmässerung werden im B-Plan nicht flächenscharf festgesetzt
und sind demnach nach 5 14 BauNVO ausnahmsweise zulässig. Für die Durchführung der Pla-

nung soll im Durchführungsvertrag festgelegt werden, dass der Gemeinde vor Baubeginn ent-

sprechende Nachweise einer nicht genehmigungsbedürftigen Oberflächenentwässerung oder

wasserrechtliche Genehmigungen vorzulegen sind. Dies soll im Durchführungsvertrag zur Si-

cherung der Erschließung vereinbart werden.

Der in der Anlage anfallende Gärrest wird als Wirtschaftsdünger auf landwirtschaftliche Flächen

ausgebracht. Über die im Plangeltungsbereich vorhandenen sowie über externe Gärrestlager-
behälter kann die gesetzlich erforderliche Lagerkapazität gesichert werden. Hierfür liegen mit

der Düngeverordnung die gesetzlichen Grundlagen vor, so dass weitergehende Festsetzungen
im B-Plan nicht erforderlich sind.

4.3.3.5 Nutzung erneuerbarer Energien
Das vorliegende Vorhaben client der Nutzung erneuerbarer Energien, hier Biomasse. Durch die

Ewveiterung der Biogasanlage kann eine effizientere Biogasgewinnung und -nutzung gewähr-
leistet werden.

Solarenergieanlagen auf den Dachflächen sollen allgemein zugelassen werden, was in den

örtlichen Bauvorschriften gem. Art. 81 BayBO besonders berücksichtigt wird.

4.3.4 Belange derWirtschaft und Arbeitsplätze
Durch die Bauleitplanung wird ein zukunftsfähiger Betrieb der Biogasanlage und somit der da-
mit verbundenen Arbeitsplätze gesichert.

4.3.5 Belange der Energieversorgung
Der in der vorliegenden Biogasanlage erzeugte Strom wird in das Stromnetz eingespeist, so
dass zur Energieversorgung beigetragen wird. Die hierfür erforderlichen Anlagen befinden sich
auf dem Betriebsgelände und im Eigentum des Anlagenbetreibers. Nach derzeitiger Kenntnis-

Iage ist die Festsetzung weitergehender Leitungsrechte o.Ä. im vorliegenden vorhabenbezoge—
nen Bebauungsplan nicht erforderlich.

4.3.6 Verkehrliche Erschließung
Die Belange des Verkehrs sind gem. 5 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB in der Planung zur berücksichti-

gen. Der Vorhabenstandort wird von öffentlichen Feld- und Waldwegen, Flst. 491 und 493 (teil-
weise) gequert. Hier besteht ein Missstand, weil diese Wege vomiegend für die Erschließung
der bestehenden Biogasanlage genutzt werden. Sie sollen daher zukünftig durch ein Einzie-

@ LÜCKING & HÄRTEL GMBH VBP „1.Änd. u. Erw. BGA Großgamstadt": 0622-A-03-27.08.201810 Seite 25 von 77



hungsverfahren entwidmet und dem Betrieb der vorliegenden Biogasanlage dienen, so dass sie

als Nebenanlagen und Zufahrten im Rahmen der festgesetzten Sondernutzung „Biogasanlage"

zulässig sind. Sie werden auch im Rahmen dieses Betriebes unterhalten. Eine gesonderte
Festsetzung als Verkehrsfläche, wie im Ursprung'sbebauungsplan noch enthalten, ist dann ent-

behrlich.

Seitens des Amtes für Tiefbau, LRA Coburg wurde mit Schreiben vom 25.06.2018 mitgeteilt,
dass nach der Entwidmung der öffentlichen Feld- und Waldwege der Charakter einer privaten

Erschließung eines Anliegergrundstücks entsteht. „Nach Einziehung der öffentlichen Wege wird

die Belastung der Nordzufahrt von Großgarnstadt (Neustadter Straße) zusätzlich zum erhöhten

Verkehrsaufkommen wegen der Ansiedlung eines Schweinemastbetriebes zunehmen. Auf
Grund der prognostizierten deutlichen Verkehrszunahme auf der Kreisstraße 0013 ist mittelfris-

tig der Ausbau der beiden Knotenpunkte Großgarnstadt Süd (Siedlerstraße) und Großgarnstadt
Nord (Neustadter Straße) erforderlich. lm Zuge des Knotenausbaus wird aus Gründen der

Leichtigkeit und Sicherheit des Verkehrs diese direkte Zufahrt auf die Kreisstraße geschlossen
werden, da die Erschließung über den Begleitweg (Flurnummer 488) von Norden oder Süden
her gesichert ist. Eine zeitliche Vorgabe dazu kann nicht gegeben werden. Die Erschließungs-
planung des Vorhabens sollte diese zukünftigen Verkehrsverhältnisse mit berücksichtigen."

Wie bereits für den Bestand dargelegt, erfolgt die verkehrliche Anbindung des Vorhabenstan-
dortes an die CO13 über die Querung des direkt angrenzenden gemeindeeigenen Wegeflur-
stücks 488. Bei den durch das Amt für Tiefbau geschilderten Maßnahmen handelt es sich um

eine noch nicht konkrete Ausbauplanung. Der vorliegende Bebauungsplan kann diese daher

nicht im Einzelnen berücksichtigen. Im vorliegenden Bebauungsplan ist bereits keine direkte

Anbindung an das Flurstück der 0013 festgesetzt, sondern diese erfolgt, wie auch schon durch

die Ursprungsplanung, über den Begleitweg (Flurnummer 488). Derzeit wird dieser Weg für die

direkte Anbindung überquert. Für die geschilderte veränderte Erschließung ist daher keine wei-

tergehende Berücksichtigung erforderlich, da auch diese über den o.g. Begleitweg erfolgen
wird.

4.3.7 Belange der Sicherheit/Brandschutz
Für die Durchführung der Planung (lmmissionsschutzrechtliche Genehmigung mit integrierter

Baugenehmigung) ist ein um die hinzutretenden Anlagen und Gebäude unter Berücksichtigung
der Vorgaben der BayBO sowie der Richtlinien über die Flächen für die Feuewvehren fortge-
schriebenes und genehmigungsfähiges Brandschutzkonzept durch den Vorhabenträger vorzu-

legen. Zusätzlich ist der Nachweis über eine ausreichende Löschwasserversorgung (bestätigt
durch das Wasserversorgungsunternehmen) zu erbringen. Diese Bestätigung ist bis zur Durch-

führung der Planung einzuholen. Etwaig zusätzlich erforderliche Anlagen (z.B. Löschwasserbe-

hälter) oder Stellflächen sind als Nebenanlagen gem. 514 BauNVO zulässig.
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4.3.8 Sonstige Belange
Die sonstigen Belange gem. 5 1 Abs. 6 BauGB erhalten nur eine untergeordnete Bedeutung für

die Berücksichtigung in der vorliegenden, vorhabenbezogenen Planung. Es bestehen auch kei-

ne Hinweise, dass diese Belange besonders zu berücksichtigen wären oder ein besonders Ge-
wicht erhalten.

5 Inhalt des Bebauungsplanes

5.1 ART DER BAULICHEN NUTZUNG

5.1.1 Sondergebiet „Biogasanlage“
Die Art der baulichen Nutzung wird für das vorliegende Vorhaben als Sondergebiet mit der

Zweckbestimmung „Biogasanlage" festgesetzt.

Es handelt sich um ein sonstiges Sondergebiet gem. 5 11 BauNVO, welches sich von den Bau-

gebieten gem. 55 2—10 BauNVO wesentlich dadurch unterscheidet, dass dieses Gebiet nur dem

Nutzungszweck der energetischen Nutzung von Biomasse dient.

Das Gebiet dient der Unterbringung von Vorhaben zur Herstellung und Nutzung der Energie
aus Biomasse, hier: nachwachsende Rohstoffe sowie Wirtschaftsdünger, erzeugtem Gas (Bio-
gasanlagen) orientierend an 5 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB, die die dort genannten Privilegie-
rungstatbestände nicht (mehr) erfüllen.

lm Einzelnen sind zulässig:

1. Anlagen zur Biogaserzeugung,

2. Anlagen zur Erzeugung von Strom und Wärme aus Biogas,

3. Anlagen zur Annahme und Lagerung der Rohstoffe,

4. Anlagen zur Aufbereitung der Reststoffe,

5. Anlagen zur Lagerung der Reststoffe,

6. Anlagen zur Nutzung der aus Biogas erzeugten Wärme

einschließlich der erforderlichen Nebenanlagen.

Als Anlagen zur Biogaserzeugung sind hier diejenigen Anlagenteile, die für die Herstellung des

Biogases bzw. Biogaserzeugung erforderlich sind. Hierzu zählen alle Anlagenteile, die für die

Prozesse der Vergärung, Gasaufbereitung, Gaslagerung erforderlich sind, wie z.B. der Fermen-

ter, Nachgärer, Gasspeicher, Gaskühlung, Gastrocknung, Gasreinigung, Gasverdichtung etc.

inkl. der erforderlichen Nebenanlagen (Entschwefelung, Über-l Unterdrucksicherung, etc.).

Anlagen zur Erzeugung von Strom und Wärme aus Biogas dienen der Nutzung des Biogases
zur Erzeugung von Energie sowie der Bereitstellung bzw. Einspeisung der Wärme und des
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Stroms. Hierzu zählen zum Beispiel die BHKWS, Wärmetauscher, Trafostation etc. inkl. der

notwendigen Nebeneinrichtungen.

Die Horizontalsiloanlage aber auch z.B. Sammelschächte, Zwischenlagerflächen und Annah-
mebehälter dienen der Annahme und Lagerung der für die Biogaserzeugung erforderlichen

Rohstoffe. Spezielle bauliche oder technische Anforderungen können nicht festgesetzt werden;
diese ergeben sich aus den fachgesetzlichen Vorgaben.

Anlagen zur Lagerung der Reststof'fe sind die Gärrestelager oder können zum Beispiel auch

Lagerflächen für separierten Gärrest einschließlich der notwendigen Nebenanlagen sein.

Anlagen zur Aufbereitung der Reststoffe können z.B. eine Separation des Gärrestes sein.

Als Anlage für die Nutzung der aus Biogas erzeugten Wärme wird derzeit eine Trocknungsan-
lage in der Maschinenhalle betrieben.

Zu den o. g. Anlagen zählen auch Anlagen oder Anlagenteile, die für die jeweiligen Hauptanla-
gen, z. B. aus Gründen der Betriebssicherheit, fachgesetzlichen oder normativen Vorgaben,
prozessbedingt für die Funktion erforderlich sind.

Weiterhin sind die dem Betrieb zuzuordnenden und notwendigen Nebeneinrichtungen zulässig,
soweit sie der Hauptnutzung flächenmäßig untergeordnet sind.

Da für die vorliegende Anlage zukünftige technische Entwicklungen insbesondere zur Verbes-

serung der Effizienz nicht ausgeschlossen werden können, erfolgt die Festsetzung mit Bezug
auf den besonderen und aus dem Verfahren abgeleiteten Zweck der Anlagen ohne die konkre-

ten Anlagen oder eine konkrete Leistung zu bezeichnen.

Der für den Vorhaben- und Erschließungsplan erforderliche Vorhabenbezug wird durch die kon-

krete Bestimmung im Durchführungsvertrag gem. 5 12 Abs. 3a BauGB sichergestellt. Der

Durchführungsvertrag ist nicht Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. Die in

Kapitel 1.2 vorgestellte Vorhabenkonzeptlon soll darin übernommen werden. Darin bislang nicht

erfasste und zunächst unzulässige Nutzungen können durch Vertragsänderungen zulässig ge-
macht werden, ohne dass eine Änderung des vorhabenbezogenen B-Plans erforderlich wird.

Bedingung ist, dass die danach zulässigen Nutzungen den allgemeinen Festsetzungen des

vorhabenbezogenen Bebauungsplanes entsprechen.

Zu berücksichtigen ist hier, dass schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-

lmmissionsschutzgesetzes sowie Eingriffe nach der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung
ausgeschlossen werden. Für die Erweiterung oder Änderung sind daher ggf. fachgutachterliche

Prognosen vorzulegen, über die die Umweltverträglichkeit bestätigt wird. Auch dies wird in den

Durchführungsvertrag übernommen.
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5.2 MAß DER BAULICHEN NUTZUNG

5.2.1 Grundflächenzahl(GRl)
Für das Maß der baulichen Nutzung wird eine Grundflächenzahl festgesetzt. Die maximale

Grundflächenzahl ist mit dem Faktor 0,6 festgesetzt. Sie gibt an, wieviel m2 Grundfläche je
Grundstücksfläche zulässig sind, d.h. wie groß der Anteil des Baugrundstückes ist, der von bau-

lichen Anlagen überdeckt werden darf.

lm vorliegenden Bebauungsplan ist keine Straßenbegrenzungslinie festgesetzt. In diesem Fall

bestimmt der vorliegende vorhabenbezogene Bebauungsplan das im Plangeltungsbereich be-

findliche Sondergebiet „Biogasanlage“ als maßgebend für die Ermittlung der zulässigen Grund-

fläche. Dies erfolgt durch textliche Festsetzung, da durch die Festsetzung einer zusätzlichen

Schraffur die Lesbarkeit der Planzeichnung unmöglich würde.

Die im Plangeltungsbereich festgesetzten Maßnahmenflächen gem. 5 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB
sind hier als eigenständige Festsetzungen zu verstehen und nicht auf die Grundflächenzahl

anrechenbar.

Angerechnet werden alle baulichen Anlagen, die auch vom Vorhabenbegriff gem. ä 29 Abs. 1

BauGB erfasst werden. Im Grundsatz ist daher davon auszugehen, dass sämtliche bauliche

Anlagen, die aus Baumaterialien hergestellt sind und zu einer Beeinträchtigung der natürlichen

Bodenfunktionen führen, anzurechnen sind. Auf Grund dieser Berechnung darf im vorliegenden
Fall die Grundfläche nicht überschritten werden.

Die derart festgesetzte Grundfläche überschreitet die gem. 5 19 Abs. 4 BauGB zulässige
Grundflächenzahl (max. 0,8) nicht.

In der derart festgesetzten Grundflächenzahl sind die Belange der Eingriffsregelung (vgl. Teil Il

Umweltbericht, Kapitel 1.3.1.3) berücksichtigt.

5.2.2 Zahl der Vollgeschosse
Die vorliegenden Gebäude werden bzw. sind typischerweise eingeschossig gebaut. Die Zahl

der Vollgeschosse wird daher eingeschossig (|) festgesetzt.

5.2.3 Höhe baulicher Anlagen (HA)
Die Baukörper der vorliegenden Biogasanlage sind übewviegend nicht Gebäude sondern ande-

re bauliche Anlagen im Sinne der Bayerischen Bauordnung.

Die Höhe der baulichen Anlagen wird nach 5 18 Abs. 1 BauNVO festgesetzt.

Gem. der Höhen über Gelände der vorliegenden und geplanten Bebauung (Mehrzweckhalle mit

ca. 8,00 m Höhe, Technikgebäude mit ca. 4,55 m Höhe, Fermenter, Nachgärbehälter, Gärrest-

lagerbehälter mit Gasspeicher ca. 6 m Höhe, Gärrestlagerbehälter 3 (neu, offen/geschlossen)
6 m Höhe) wird die maximale Höhe auf 10 m ausgehend vom Bezugspunkt begrenzt. Da die
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Baukörper Aufbauten wie Abgasschornsteine besitzen, die aus Gründen des Immissionsschut-
zes eine darüber hinausgehende Höhe erreichen können und gleichzeitig optisch untergeordnet
sind, wird für diese Bauteile eine Ausnahme festgesetzt. Es ist geplant ein Getreidehochsilo zu

errichten, welches eine Höhe von ca. 15 m haben wird. Es handelt sich um eine räumlich-

gegenständlich untergeordnete Anlage welche sich hinsichtlich ihrer Baumasse als auch hin-

sichtlich ihrer optischen Wirkungen der Hauptnutzung unterordnet und somit der Hauptanlage
nicht gleichwertig erscheint (vgl. auch Kommentar BauNVO Bönker/Bischopink zu 514 Abs. 1

BauNVO). Für diese Hochsiloanlage wird unter Berücksichtigung der Geländeunterschiede vom

Bezugspunkt aus eine maximale Höhe von 18 m zugelassen.

Ziel der Festsetzung ist, die in der Landschaft störend wirkende Höhe der baulichen Anlagen
auf das Maß zu begrenzen welches durch die vorhandene Anlage bereits vorliegt und über die

hier festgesetzten Eingrünungsmaßnahmen ausgeglichen werden kann. Eine darüber hinaus-

gehende Höhenentwicklung soll durch den vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan
nicht ermöglicht werden.

Als Bezugspunkt wird die nordöstlich Ecke der vorhandenen und auch in der amtlichen

Vermessung eingemessenen vorhandenen Mehrzweckhalle 1 festgesetzt.

5.3 BAUWEISE UND ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN

5.3.1 Überbaubare Grundstücksflächelßaugrenze
Die Baugrenzen gem. 5 23 BauNVO sollen sich auf den Bereich, welcher von den baulichen

Anlagen eingenommen werden beziehen. Sie werden umlaufend mit einem Abstand von 2 m zu

den im Norden und Nordosten sowie Nordwesten sowie Süden gem. 5 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

festgesetzten Anpflanzflächen für mind. 3-reihige Bepflanzungen festgesetzt, um den Anforde-

rungen an eine freie Entwicklung der Gehölze zu entsprechen. Der südöstlichen Anpflanzfläche

grenzt bereits die Fahrsilowand an. Hier liegen keine Beeinträchtigungen vor, so dass die Bau-

grenze direkt an die Anpflanzfläche anschließt. Sollte im nördlichen Verlauf eine Emeiterung
des Fahrsilos geplant sein oder von der konkret geplanten baulichen Anlage keine Gefährdung
der freien Entwicklung einer Gehölzpflanzung ausgehen, so kann von dem festgesetzten Ab-
stand abgewichen werden.

Die bauordnungsrechtlichen Abstandsflächen gem. der Bayerischen Bauordnung zu Grund-

stücksgrenzen werden an der westlichen Grenze des Flurstücks 490/1 berührt. Dort verläuft die

Baugrenze auf der Grundstücksgrenze und es besteht bereits mit dem Fahrsilo eine Grenzbe-

bauung. Dieser Bereich grenzt an das Grundstück des Gesellschafters Klaus Alex. Wegen des

betrieblichen Interesses an der AGD Bioenergie GbR kann davon ausgegangen werden, dass
Einverständnis mit eine Grenzbebauung bestehen wird. Für die übrigen Grundstücksgrenzen
bleiben die Abstandsflächen gem. Art. 6 Bayerische Bauordnung unberührt.
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Für den vorliegenden vorhabenbezogenen B-Plan gilt 5 23 Abs. 5 BauNVO. Auf den nicht über-

baubaren Grundstücksflächen werden Nebenanlagen im Sinne des 5 14 BauNVO zugelassen.
Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den Abstandsflächen zu-

lässig sind oder zugelassen werden können.

Der Vorhabenträger benötigt aber für die Durchführung des Projektes einen gewissen Spiel-
raum. Es ist unverhältnismäßig, vom Vorhabenträger bereits zu einem Zeitpunkt, an dem die

Zulässigkeit des Vorhabens noch nicht abschließend feststeht, ein detailliertes Bebauungskon-
zept zu verlangen. Es können Umplanungen durch den Vorhabenträger vorgenommen werden,
ohne dass es einer Änderung oder Befreiung der Satzung bedarf.

Die Verlagerung, Veränderung und Enneiterung der Gebäude und Anlagen sowie befestigten
Zufahrten und Stellplätze soll daher ausnahmsweise zulässig sein, wenn der Rahmen der ma—

ximal zulässigen Grundflächenzahl eingehalten und fachgutachterlich nachgewiesen wird, dass
keine schädlichen Umweltauswirkungen i.S.d. Bundesimmissionsschutzgesetzes und keine

Eingriffe i.S.d. Bundesnaturschutzgesetzes zu besorgen sind. Die Vorgaben der BayBO zu Ab-
standsflächen sind zu berücksichtigen.

5.3.2 Abweichende Bauweise
Die Bauweise wird als abweichende Bauweise festgesetzt. Die für die Biogasanlage kennzeich-
nenden Baukörper, insbesondere das Horizontalsilo, weisen Längen von deutlich > 50 m auf.

Somit wird klargestellt, dass es sich um eine Bauweise handelt, bei der die Länge der baulichen

Anlagen > 50 m beträgt und somit von 5 22 Abs. 2 BauNVO abweicht. Somit wird der typischen
Bauweise für die Fahrsiloanlage entsprochen.

Über die festgesetzten Baugrenzen ist eine Bebauung ohne Abstandsflächen möglich. Die Ein-

haltung der Bauordnung hinsichtlich des Brandschutzes bleibt bestehen.

5.4 FLÄCHEN FÜR NEBENANLAGEN

Die Biogasanlage wird über einen Havarieraum verfügen. Dieser umwallte Raum dient dazu, bei
einer Havarie der Behälter das auslaufende Gärsubstrat auf dem Betriebsgelände zurückzuhal-
ten. Somit wird den Anforderungen des 5 37 der AWSV (Verordnung über Anlagen zum Um-

gang mit wassergefährdenden Stoffen, in Kraft getreten am 1.08.2017) entsprochen. Gem. 5 9

Abs. 6 BauGB sind nach anderen gesetzlichen Vorschriften erforderliche Nebenanlagen in den

Bebauungsplan zu übernehmen, soweit sie für das Verständnis oder die städtebauliche Beurtei-

lung von Baugesuchen notwendig oder zweckmäßig sind. Dies erfolgt hier für den erforderli-

chen Havarieraum.
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Der Havarieschutzwall ist ein nach dem Art. 57 (1) Nr. 9 Bayerische Bauordnung nicht verfah-

rensfreies Bauvorhaben, da voraussichtlich die max. Fläche überschritten wird.

Die Fläche wird als Fläche für Nebenanlagen, die auf Grund anderer Vorschriften für die Nut-

zung von Grundstücken erforderlich sind (gem. 5 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) festgesetzt. Es handelt

sich bei der Havarieschutzumwaliung um eine selbständige bauliche Anlage, die funktional der

Biogasanlage zuzuordnen ist, da sie für den ordnungsgemäßen Betrieb an der festgesetzten
Stelle erforderlich ist.

Die Anforderungen an den Ausgleich erheblicher Eingriffe in das Schutzgut Boden sind gleich-
ermaßen zu berücksichtigen. Für die Flächen wird die dauerhafte Begrünung mit Grünland gem.

5 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB festgesetzt.

5.5 PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MAßNAHMEN UND FLÄCHEN FÜR MAßNAHMEN ZUM
SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT

5.5.1 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern
Innerhalb der Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflan-

zungen (59 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) sind freiwachsende Hecken zu entwickeln.

Die Anpflanzungen dienen im Wesentlichen der landschaftlichen Abschirmung und Gestaltung
und sind daher im Nahbereich der die Landschaft beeinträchtigenden Gebäude und Anlagen
sowie am Rand des Betriebsgeländes im Zusammenhang mit der Biogasanlage erforderlich. Es

erfolgt daher die das Sondergebiet „Biogasanlage“ überlagernde Festsetzung einer Anpflanzflä-
che. Darüber hinaus werden sie als multifunktionale Maßnahmen Ausgleichsfunktionen für die

Schutzgüter Tiere und Pflanzen sowie Boden erfüllen.

Die Eingrünung ist auf Grund der Geländeverhältnisse übenmiegend an der nördlichen, nordöst-

lichen sowie nordwestlichen Seites erforderlich. Hier sind 6 m und 8 m breite Anpflanzflächen
festgesetzt, in denen 3-reihige Anpflanzungen aus heimischen Sträuchern und Bäumen zu rea-

lisieren sind.

Nach Süden und Südosten kann die Einbindung über Sträucher erfolgen. Hier sind 5 m breite

Anpflanzflächen festgesetzt, in denen 2-reihige Anpflanzungen aus heimischen Sträuchern zu

realisieren sind.

Der Pflanzabstand der Sträucher beträgt 1,50 m x 1,50 m. Die Sträucher sind in der mind.

Pflanzqualität "verpflanzter Strauch, mind. 3 Triebe, Höhe 60-100 cm“ zu venwenden. Innerhalb

der Pflanzfläche sind sie in artgleichen Gruppen zu 3-5 Stück über mind. 2 Reihen nebeneinan-
der zu venuenden. Zur Auswahl stehen die folgenden Straucharten (Auswahlliste): Roter Hart-

riegel (Cornus sanguinea), Rote Heckenkirsche (Lonicera xylosteum), Schwarzdorn (Prunus
spinosa), Feldrose (Rosa arvensis), Hundsrose (Rosa canina), Brombeere (Rubus fruticosus),

Wolliger Schneeball (Viburnum Iantana), Feldahorn (Acer campestre), Hainbuche (Carpinus
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betulus), Hasel (Cory/us avellana), Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna), Salweide (Sa-
Iix caprea), Schwarzer Holunder (Sambucus nigra).

In die Pflanzung sind einzelne Bäume zu integrieren. Der Pflanzabstand der Einzeibäume be—

trägt 8 m, für die nachfolgend mit *
gekennzeichneten Arten 15-20 m. Als Pflanzqualität ist

mind. Heister, mind. 2x verpflanzt, Höhe 150-200cm zu vewvenden. Zur Auswahl stehen die

folgenden Baumarten (Auswahlliste): Bergahorn* (Acer pseudoplatanus), Holzapfel (Ma/us syl-
vestris), Vogelkirsche* (Prunus avium), Wildbirne (Pyrus pyraster), Stieleiche* (Quercus robur),
Winterlinde* (Ti/ia cordata).

Die Durchführung der Pflanzung hat innerhalb von zwei Pflanzperioden nach Inkrafttreten des

Bebauungsplanes zu erfolgen.

5.5.2 Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen und Sträuchern
Innerhalb der Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen und

Sträuchern (59 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) liegen Gehölzbestände vor und es bestehen Verpflich-

tungen für Bepflanzungen aus vorhergehenden Genehmigungen.

Die innerhalb der Flächen vorhandenen Bäume und Sträucher sollen daher dauerhaft erhalten

werden. Bei Abgang ist Ersatz durch heimische Gehölze zu leisten.

5.5.3 Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur
und Landschaft

Innerhalb der Flächen für Maßnahmen gem. 5 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB ist eine Streuobstwiese
zu entwickeln.

Es handelt sich vorrangig um eine Maßnahme zum Ausgleich der aus der vorliegenden 1. Än-

derung und Ewveiterung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes resultierenden Eingriffes in

die Schutzgüter Tiere und Pflanzen und Boden. Über die Maßnahme soll ein hochwertiger, für

die Kulturlandschaft typischer Lebensraum geschaffen werden.

An der vorgesehenen Stelle sind die landschaftliche Einbindung und der Bezug zum Vorhaben

nachrangig, da es sich um eine wesentlich tiefer gelegene Fläche handelt, so dass eine eigen—

ständige Festsetzung getroffen wird.

Die Fläche ist mit einer artenreichen, standortheimischen Grünlandeinsaat einzusäen. Das
Grünland ist in den ersten Jahren einer zwei- bis dreischürigen Mahd zur Aushagerung zu un-

terziehen.

Die Fläche ist mit standortgerechten, typischen Obstbäumen zu bepflanzen. Der Pflanzabstand
der Bäume beträgt 10 m x 10 rn. Die Pflanzreihen sollen zueinander versetzt gepflanzt werden.
Für die Pflanzung sind standortgerechte und typische Apfel— und Birnensorten aber auch Stein-

obst zu vennenden. Als Pflanzqualität ist mind. zu venwenden: Hochstamm, mit Ballen, StU
10/12 cm.
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Bei der Unterhaltung der Streuobstwiese ist auf den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln und

Düngung zu verzichten. Bei Abgang von Bäumen sind hochstämmige Jungbäume neben den

abgängigen Aitbäumen nach zu pflanzen.

Das Grünland soll extensiv beweidet werden (bis 3 GV pro ha) oder einer ein- bis zweischürigen
Mahd mit Abfuhr des Mähgutes unterzogen werden. Bei einer Beweidung sind die Obstbäume
vor Viehverbiss zu schützen

Die Durchführung der Pflanzung hat innerhalb von zwei Pflanzperioden nach Inkrafttreten des

Bebauungsplanes zu erfolgen.

5.5.4 HavarieschutzwallI-becken: Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft

Für den Havarieraum ist eine dauerhafte Begrünung zum Schutz des Bodens l Erosionsschutz
erforderlich. Für die Flächen werden überlagernd Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gern. 9 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB festgesetzt.

Der Havarieraum ist mit Grünland dauerhaft zu begrünen. Die Flächen sind im Jahresverlauf
max. 2malig zu mähen. Das Mähgut ist abzufahren.

5.6 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

Gern. Art. 81 der BayBO können die Gemeinden über den Bebauungsplan besondere Anforde-

rungen an die äußere Gestaltung baulicher Anlagen erlassen.

Auf Grund der Lage der Anlagen und Gebäude besteht eine Sichtbarkeit in der umgebenden,
ländlich strukturierten Landschaft. Es liegen besondere Anforderungen an das Einfügen vor,
denen über eine angepasste farbliche Gestaltung der Baukörper entsprochen werden kann.

Baukörper, welche eine landschaftsangepasste Farbgebung aufweisen treten weniger auffällig
in der Landschaft in Erscheinung.

Für den Landschaftsraum können braune, grüne, schwarze und graue Farbtöne zu einem Ein-

fügen beitragen. Dächer liegen meist in roter und rotbrauner oder schwarzgrauer Farbtönung
vor.

Für das Einfügen werden für die Dach- und Wandgestaltung matte braune, grüne, schwarze
oder graue Farbtöne zugelassen.

Die Belange des Klimaschutzes und der Nutzung erneuerbarer Energien sollen für das vorlie-

gende Vorhaben besonders berücksichtigt werden. Solarenergieanlagen auf oder an Dach- und
Außenwandflächen sollen daher allgemein zugelassen werden.
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5.7 HINWEIS AUF BODENDENKMALSCHUTZ

Für den Plangeltungsbereich liegen keine denkmalschutzrechtlichen Vorgaben vor, so dass

entsprechende nachrichtliche Übernahmen gem. 9 Abs. 6 BauGB nicht erforderlich sind.

Bei der Durchführung der Planung können jedoch jederzeit Bodendenkmäler entdeckt werden.
Daher wird ein entsprechender Hinweis auf Art. 8 BayDSchG in den Bebauungsplan aufge-
nommen.

5.8 FLÄCHEN, DIE VON BEBAUUNG FREI zu HALTEN SIND - ANBAUVERBOTSZONE

Der Plangeltungsbereich grenzt mit der Zufahrt des Biogasanlagengeländes (Flst. 491) westlich
an die 0013. Ein Teil des Plangeltungsbereiches befindet sich in der Anbauverbotszone der

Kreisstraße gem. Art. 23 und 24 des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes. Der Bereich im

Abstand von 30 m längs der Fahrbahndecke der Hauptfahrbahn wird im Bebauungsplan als

Fläche, die von Bebauung freizuhalten sind gem. 5 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 BauGB gekenn-
zeichnet.

Für die Anbauverbotszone der C013 wird auf die Vorschriften des Bayerischen Straßen- und

Wegegesetzes vom 05. Oktober 1981, zuletzt geändert am 12.07.2017, Art. 23 und Art. 24 hin-

gewiesen. Die Fläche ist als Zufahrtsweg zu nutzen. Bauliche Anlagen dürfen in einer Entfer-

nung bis zu 15 m gemessen vom äußeren Rand der Fahrbahndecke der Hauptfahrbahn nicht

errichtet werden. Bauliche Anlagen in einer Entfernung bis zu 30 rn, gemessen vom Rand der

Fahrbahndecke, dürfen nur im Einvernehmen mit der Straßenbaubehörde errichtet, erheblich

geändert oder so anders genutzt werden, dass Auswirkungen auf die Sicherheit und Leichtigkeit
des Verkehrs nicht zu ewvarten sind.

5.9 HINWEIS AUF VERWENDUNG UND BEPROBUNG VON AUSHUBMATERIAL

Seitens des Wassemrirtschaftsamtes Kronach wurde mit Schreiben vom 21.06.2018 darauf hin-

gewiesen, dass „die geplante Fläche im Bereich der sogenannten Unteren Team-Schichten
bzw. Lies Epsilon (=Posidonienschiefer) liegt. Diese Schichten besitzen häufig eine erhöhte

geogene Hintergrundbelastung (vermutlich Schwermetalle und MKl/l0. Deshalb wäre Aushub-
material gemäß dem geplanten Verwertungsweg zu beproben. Im Falle erhöhter Werte würde

dies zu Einschränkungen in der Verwertbarkeit bzw. Entsorgung führen. Empfohlen wird daher,
Aushub zu minimieren bzw. vor Ort zu verwerten. Bei Aushubarbeiten anfallendes Material kann

gemäß 5 12 Abs. 10 Satz 1 der BBodSchV möglichst ortsnah innerhalb der Lias Epsilon-
Schichten als Untergrundmaterial (> 70 cm Tiefe) venrvertet werden. Zu vermeiden ist, dass das

geogen hintergrundbelastete Unterboden-/Untergrundmaterial oberflächennah (z. B. als
Oberboden oder auf sensiblen Flächen wie Gärten, etc.) verwertet wird.“

Vorhabenbedingt sind Bodenarbeiten geplant (ggf. Einlassen des Behälters in den Boden, Auf-
schütten von Bodenmaterial für den Havarieschutzwall), so dass die auf die Bundes-
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Bodenschutz-und Altlastenverordnung (vom 12. Juli 1999, zuletzt geändert am 27.09.2017)
bezogenen Hinweise für die Durchführung der Planung relevant werden. Ein entsprechender
Hinweis wurde daher in den B-Plan übernommen.

6 Durchführung des Bebauungsplanes

6.1 BODENORDNUNG

Für den vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan gelten gem. 5 12 Abs. 3 Satz 2

BauGB die Bestimmungen der Bodenordnung gem. 55 45 bis 79 BauGB nicht.

Für die Durchführung der Planung sollen die bestehenden Grundstücksgrenzen sowie Erbbau-
rechte im Liegenschaftsbuch und Liegenschaftskarte angepasst werden.

6.2 MAßNAHMEN ZUR S|CHERUNG DER ERSCHLIEßUNG

Die Erschließung des Anlagenstandortes ist über die bestehenden Anlagen gesichert. Die ver-
kehrliche Erschließung ist derzeit über gemeindeeigene Feld- und Waldwege gesichert. Für die

Durchführung der Planung sollen die im Plangeltungsbereich des vorliegenden vorhabenbezo-

genen Bebauungsplanes gelegenen Wegeabschnitte einem Einziehungsverfahren gem. Baye-
risches Straßen-und Wegegesetz (BayStrWG) vom 05.10.1981, zuletzt geändert am

12.07.2017, unterzogen und danach in das Eigentum der Vorhabenträgerin übergehen.

6.3 GENEHMIGUNGEN GEM. BIMSCHG UND WHG
Eine Genehmigungsfreistellung für ein im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegendes
Vorhaben trifft für das lmmissionsschutzrecht sowie das Wasserrecht nicht zu. Für die zukünfti-

ge Durchführung der Planung, d.h. die damit verbundenen Änderungen, sind eine lmmissions-

schutzrechtliche Genehmigung sowie eine Beantragung gem. Wasserhaushaltsgesetz erforder-

lich.

7 Kosten
Der Gemeinde Ebersdorf b.Coburg entstehen durch die Aufstellung des vorhabenbezogenen B-

Planes keine Kosten. Die AGD-Biogas GbR übernimmt die Kosten.
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8 Flächenbilanz
Die Bilanz der festgesetzten Art der baulichen Nutzung ist wie folgt aufzuschlüsseln:

Tabelle 3: Flächenbilanz

9 Verfahren
Der vorliegende vorhabenbezogene Bebauungsplan wird im „regulären“ Aufstellungsverfahren
durchgeführt. Die Verfahrensschritte können der Tabelle 4 entnommen werden.

Tabelle 4: Verfahren

Planverfasser:

bearbeitet: geprüft:

% ///%. c/“

K. Meyer
'

W. Lücking
Landschaftsarchitektin (AK Sachsen) Dipl.-Ing. agr.
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Festsetzung Fläche
Sondergebiet (SO-Gebiet) ,“Biogasanlage“
-

dann: Flachen zum Anpflanzen
2.601 m2

32-938 m2
— dann: Flachen mit Bindungen an den Erhalt: 320 m2
- darin: Flächen für Nebenanlagen (hier: Umwallung gem. AWSV) 3.300 m2

Flächen für Maßnahmen, hier: Streuobstwiese 3.016 m2

Plangeltungsbereichl8umme 35.954 m2

Verfahrensschrittlßeschlussl
Rechts rundla e Gremnumlggf. Art Datum

Aufstellungsbeschluss .

_gem_ ä 2 Ü) BauGB Gemeinderat Ebersdorf 15.05.2018

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses Amtsblatt 25.05.2018
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Anschreiben 04 06 _ 06 07 2018Träger öffentlicher Belange gem. 5 4 (1 ) BauGB Internet ' ' ' '

Bekanntmachung der frühzeitigen Beteiligung der Of- Amtsblattfentlichkeit gem. Internet 25.05.2018
5 3 (1) BauGB

__

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. 5 3 (1) Offenlegung _BauGB Internet 04.06. 06.07.2018

Billigung des Entwurfs,

5 10 (1) BauGB Internet

Ausle un Sbeschluss '
Gemeinderat Ebersdorf 18.09.2018

Bekanntmachung der Beteiligung der Offentlichkeit Amtsblatt 05 10 2018_gem. 5 3 (2) BauGB
__

lnternet ' '

Auslegung, Beteiligung der Offentlichkeit gem. 5 3 (2) Offenlegung 15.10.2018-
BauGB lnternet 16.11.2018
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentli- Anschreiben 15.10.2018-
cher Belange_gem. 5 4 (2) BauGB lnternet 16.11.2018
Satzungsbeschluss gem. 5 10 (1) BauGB Gemeinderat Ebersdorf
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. Amtsblatt



|| UMWELTBERICHT

1 Einleitung

1.1 VERANLASSUNG

Die Gemeinde Ebersdorf b. Coburg stellt den vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit integrier—
tem Vorhaben- und Erschließungsplan „1. Änderung und Ewveiterung Großgarnstadt Biogasan—

lage", Gemarkung Großgarnstadt auf. Der Umweltbericht stellt gem. 5 2 a BauGB einen geson-
derten Teil der Begründung dar, in dem die in der Umweltprüfung gem. 5 2 Abs. 4 BauGB ermit-

telten und bewerteten Belange des Umweltschutzes in ihren Bestandteilen nach 5 1 Abs. 6 Nr.

7 und 5 1a BauGB unter Anwendung der Anlage 1 zu 55 2 Abs. 4 und 2a BauGB zusammenge-
fasst dargestellt werden. Das im Umweltbericht dargelegte Ergebnis der Umweltprüfung ist

gem. 5 2 Abs. 4 BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen.

1.2 KURZDARSTELLUNG DER ZIELE UND INHALTE DER PLANUNG

1.2.1 Angaben zum Standort
Der Plangeltungsbereich bezieht sich auf die Gemarkung Großgarnstadt und umfasst Teile der

Flurstücke: 490, 492, 493 und 509 sowie die Flurstücke 490/1, 491 und 492/2. Der Vorhaben-

standort befindet sich am westlichen Ortsrand der Ortschaft Großgarnstadt, westlich der an der

C013 gelegenen landwirtschaftlichen Hofsteile Klaus Alex, Neustadter Straße 3. Die geogra-
phische Lage des Geltungsbereiches kann aus Abbildung 6 (Auszug aus der Topographischen
Karte TK50/Bayern) entnommen werden.

Abbildung 6: Topographische Karte Auszug TK50 (ohne Maßstab)
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Im Plangebiet befindet sich das Betriebsgelände einer Biogasanlage mit Behältern, ein Fahrsilo
sowie Hallen und ein Maschinengebäude. Daran grenzt östlich die landwirtschaftliche Hofstelle
Klaus Alex mit Tierhaltung und einem betriebszugehörigen Wohnhaus an. Die Enneiterungsflä-
chen werden derzeit ackerbaulich genutzt.

Die Biogasanlage und die landwirtschaftliche Hofstelle sind über den Feld- und Waldweg, Flst.
491 und 493 an die 0013 und das Feld- und Waldwegenetz angebunden. Dabei erfolgt die

ausgebaute Wegeführung von der C013 über das Flst. 491 auf das Betriebsgelände und von

dort nordwestlich an der Horizontalsiloanlage und südlich des Gärrestlagers 1 vorbei auf den
nördlichen Teil des Flst. 493. Der südliche Teil des Weges 493 ist nicht ausgebaut und verläuft

entlang des dort befindlichen Hanges.

Die landwirtschaftliche Hofstelle bzw. das Flurstück 490 besitzt noch eine eigene, private Zu-
fahrt zur 0013.

In der Umgebung befinden sich weitere Ackerflächen. Ca. 400 m nordwestlich befindet sich der
Standort einer geplanten Schweinemastanlage. Südwestlich befindet sich in ca. 125 m Entfer-

nung zum geplanten Havarieraum bzw. zur Grenze des neuen Geltungsbereiches eine Waldflä-
che. Dem Vorhabenstandort grenzt direkt südlich ein mit einer Hecke bewachsener Hang an.

Die Ortschaft Großgarnstadt mit Wohnnutzungen, Gewerbe und landwirtschaftlichen Hofstellen
befindet sich östlich des Vorhabenstandortes und der C013.

Ein Eindruck über die Bestandsituation kann der Abbildung 7 entnommen werden. Dort sind

auch der Plangeltungsbereich des Ursprungsbebauungsplanes „Großgarnstadt-Biogasanlage"
aus 2006 sowie die Plangeltungsbereiche der nun vorliegenden 1. Änderung und Ewveiterung

dargestellt.
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Abbildung 7: Bestehende Nutzungen und Plangeltungsbereich im Ursprung u. Erweiterung
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1.2.2 Art des Vorhabens und der Festsetzungen
Die AGD Bioenergie GbR (nachfolgend Vorhabenträgerin) betreibt am Standort Großgarnstadt‚
Neustadter Straße 3, eine Biogasanlage. Nunmehr plant die Vorhabenträgerin die bauliche Er-

weiterung der Biogasanlage, um auch zukünftig einen wirtschaftlichen, energetisch effizienten

und umweltschonenden Betrieb gewährleisten zu können. Diese Enzveiterungen gehen über den

bisherigen Plangeltungsbereich des rechtskräftigen vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und

wirksamen Flächennutzungsplanes (4. Änderung) hinaus. Um die bauplanungsrechtlichen Vo-

raussetzungen für die Durchführung des Vorhabens zu schaffen, ist die vorliegende Änderun-

gen und Emeiterung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und parallel die darauf bezo-

gene Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich. Für die Planung stellt die Gemeinde

Ebersdorf b. Coburg auf Antrag der Vorhabenträgerin den vorliegenden vorhabenbezogene
Bebauungsplan mit integriertem Vorhaben-und Erschließungsplan „1. Änderung und Emeite-

rung Großgarnstadt-Biogasanlage" auf. Der Ursprungsbebauungsplan verliert nach dieser Än-

derung seine Gültigkeit.

Für die in den Plangeltungsbereich des ursprünglichen vorhabenbezogenen B-Planes „Groß-

garnstadt-Biogasanlage" (2006) integrierte landwirtschaftliche Hofstelle Klaus Alex besteht Än-

derungsbedarf, da es sich um einen landwirtschaftlich privilegierten Betrieb handelt und nicht

um einen Teil der Biogasanlage. Der Bereich der Hofstelle wird aus dem Plangeltungsbereich
ausgegliedert und der Ursprungsbebauungsplan für diesen Teil B aufgehoben.

Der Plangeltungsbereich A bezieht sich auf die Biogasanlage sowie die geplante En1veiterung
mit dem damit verbundenen naturschutzrechtlichen Ausgleich und den Havarieraum nach der

AWSV erforderliche Flächen. Es wird ein Sondergebiet mit Zweckbestimmung: „Biogasanlage“
gem. 5 11 BauNVO (SO-Gebiet Biogas) festgesetzt. Das SO-Gebiet dient der Unterbringung
von Vorhaben zur energetischen Nutzung von Biomasse (hier: nachwachsende Rohstoffe und

Wirtschaftsdünger). Zulässig sind die hierfür erforderlichen Anlagen zur Biogaserzeugung‚ Er-

zeugung von Strom und Wärme aus Biogas, zur Annahme und Lagerung der Rohstoffe, zur

Aufbereitung der Reststoffe inkl. der erforderlichen Nebenanlagen. Dem Bebauungsplan liegt
ein Vorhaben- und Erschließungsplan zu Grunde. ln der Biogasanlage werden nachwachsende
Rohstoffe und Wirtschaftsdünger (Gülle und Festmist) ortsansässiger sowie in den Nachbarge-
meinden ansässiger landwirtschaftlicher Betriebe energetisch genutzt. Der dabei produzierte
Strom wird in das Stromnetz eingespeist. Die bei der energetischen Nutzung des in der Anlage
produzierten Biogases anfallende Wärme wird in ein lokales Wärmenetz eingespeist sowie für

die Behälterheizung und die Trocknungsanlage genutzt.
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Die Kapazität der Anlage kann wie folgt beschrieben werden:

Feuerungswärmeleistung 5.213 kW

Elektrische Leistung: 2.291 kW
Thermische Leistung: 2.123 kW

Biogasproduktion: ca. 2.963.800 Nm3/a

Biogaslagervolumen: 0,92 t/2.105 m3

Die Biogasanlage ist derzeit noch über gemeindliche Feld- und Waldweg an die C013 und das
Feld- und Waldwegenetz angebunden, welche nach Durchführung eines Einziehungsverfahrens
veräußert und in das Betriebsgelände der Biogasanlage integriert werden sollen. Diese Wege
werden auch jetzt bereits vorwiegend durch die AGD genutzt und haben somit keinen öffentli-

chen Charakter.

Die Anlage besteht nach der Erweiterung im Wesentlichen aus folgenden Behältern und Aggre—

gaten:

o Vorgrube (Bestand), geschlossener, unterirdischer Stahlbetonbehälter mit befahrbarer

Stahlbetondecke für die Bereitstellung von Gülle, Durchmesser 8 rn

o Fermenter 1 (Bestand), geschlossener Stahlbetonbehälter mit Stahlbetondecke, Durch-
messer 16 m, für die Vergärung der Rohstoffe

- Fermenter 2 (Bestand), geschlossener Stahlbetonbehälter mit Stahlbetondecke, Durch-
messer 16 m, für die Vergärung der Rohstoffe

o Nachgärbehälter (Bestand), Stahlbetonbehälter abgedeckt mit Foliengasspeicher,
Durchmesser 21 m, für die Restentgasung der Gärreste und als Gasspeicher

o Gärrestlagerbehälter 1 (Bestand), Stahlbetonbehälter, abgedeckt mit Foliengasspeicher,
Durchmesser 24 m, für die Lagerung der Gärreste und Gasspeicher

o Gärrestlagerbehälter 2 (Bestand), Stahlbetonbehälter, abgedeckt mit Foliengasspeicher,
Durchmesser 26 m, für die Lagerung der Gärreste und Gasspeicher

o Gärrestlagerbehälter 3 (Planung), Stahlbetonbehälter, offen/geschlossen, Durchmesser
36 rn, mit Abfüllplatz, für die Lagerung der Gärreste

o Technikgebäude (Bestand) für die Unterbringung der Anlagentechnik und der BHKWS 1

bis 4 sowie Öl- und sonstige Lagerräume, Traforaum, Aufenthaltsraum und WC.
o Pumpen- und Schiebegebäude (Bestand) zur Unterbringung der Pumpentechnik
o Horizontalsiloanlage mit Vorplatte (Bestand) für die Lagerung der nachwachsenden

Rohstoffe (Emeiterung ist genehmigt mit Bescheid aus/mit VBP 2006)
o Kondensatschacht (Bestand), unterirdischer Betonbehälter, geschlossen, Durchmesser

1,50 m zur Zwischenspeicherung des Kondensatwassers

1 Feststoffeintrag (Bestand), für die Zuführung der festen Eingangsstoffe in den Gärpro-
zess
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° 1 stationäre Gasfackel (Bestand) als Notverbrauchseinrichtung
o 1 Trafostation (Planung) für die Einspeisung des erzeugten Stroms in das Stromnetz
o 1 Maschinenraum (Planung) für die Aufstellung eines weiteren, dann 5. BHKWS
o 1 Fahrzeugwaage (Tektur der genehmigten Anlage)
o 1 Getreidehochsilo (Planung) zur Lagerung von Getreide als Eingangsstoff
o 1 Mehrzweckhalle (Bestand) für eine Trocknungsanlage mit zugehörigen Lagerflächen
- 1 Mehrzweckhalle (Planung) für die Unterbringung der Fahrzeuge und Maschinen

einschließlich der erforderlichen inneren Erschließung.

Diese Anlagenteile befinden sich innerhalb der als SO-Gebiet „Biogasanlage“ festgesetzten
Fläche. Innerhalb des SO-Gebietes bieten die festgesetzten Baugrenzen Spielraum für eine

nachträgliche Verlagerung oder Erweiterung von Baukörpern. Diese ist zulässig, soweit der

Rahmen der maximal zulässigen Grundflächenzahl eingehalten und fachgutachterlich nachge-
wiesen wird, dass keine schädlichen Umweltauswirkungen i.S.d. Bundesimmissionsschutzge-
setzes zu ewvarten sind. Denn durch eine Verlagerung emittierender Anlagen ergeben sich

auch veränderte Immissionsräume.

Festgesetzt ist eine Grundflächenzahl von 0,6 als Höchstmaß, d.h. eine Überschreitung ist nicht

zulässig. Die Zahl der Vollgeschosse für Gebäude wird auf | festgesetzt. Für die sonstigen bau-

lichen Anlagen wird die Gebäudehöhe bezogen auf den Bezugspunkt auf max. 10 m begrenzt.

Ausgenommen sind technische Aufbauten. Für Hochsiloanlagen gilt eine max. Höhe von 18 m

über dem Bezugspunkt. Bezugspunkt ist die nordöstliche Ecke der Mehrzweckhalle 1.

Die Bauweise ist eine abweichende Bauweise im Sinne einer offenen Bauweise ohne Begren-

zung der Gebäudelänge. Die Grenzbebauung wird zugelassen, wenn öffentlich-rechtlich gesi-
chert wird, dass vom Nachbargrundstück angebaut wird.

In der Biogasanlage kommen nachwachsende Rohstoffe (nawaRo) und Wirtschaftsdünger zum

Einsatz. Aus Tabelle 5 können die Einsatzstoffe mit Mengen pro Tag und Jahr entnommen

werden.

Tabelle 5: Einsatzstoffe Biogasanlage

Der technische Betrieb der Anlage erfolgt bedingt durch die in der Anlage erfolgenden Gärpro-
zesse bis zu 24 Stunden täglich. Dabei erfolgt die Beschickung der Anlage zwischen 7.00 Uhr

und 18.00 Uhr.
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Einsatzstoff Menge pro Tag Menge pro Jahr
tld tla

Wirtschaftsdünger
(Gülle, Du39, etc.) 15'43 5530
nachwachsende Rohstoffe
(Silage, Getreide etc.) 2921 10560

Summe 44,64 16.290



Die Anlage wird um eine Umwallung (Havarieschutzwall mit Havarieraum) gem. den Anforde-

rungen des 5 37 der AWSV (Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden

Stoffen) ewveitert‚ über die bei einem Havariefall das austretende Gärsubstrat auf dem Be-

triebsgelände zurückhalten wird. Die Umwallung wird dauerhaft mit Grünland begrünt. Die Um-

wallung befindet sich auf der landschaftszugewandten Seite des Betriebsgeländes und ist als

Fläche für Nebenanlagen gem. 5 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB festgesetzt.

Die landschaftszugewandten Seiten des Betriebsgeländes werden mit freiwachsenden Hecken

gem. 5 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB begrünt, um ein Einfügen in die freie Landschaft zu gewähr-
leisten und den erforderlichen naturschutzrechtlichen Ausgleich zu leisten.

Gem. 5 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB wird eine Streuobstwiese westlich der Behälter der Biogasanla-
ge entwickelt, um den Ausgleich der Eingriffe in die Schutzgüter Tiere und Pflanzen und Boden

zu gewährleisten.

Der Plangeltungsbereich integriert darüber hinaus Flächen, auf denen Gehölzbestände vorhan-

den sind, die der landschaftlichen Einbindung des Betriebsgeländes dienen. Diese Gehölze
sollen erhalten werden, so dass Flächen mit Bindungen für die Erhaltung von Bäumen und

Sträuchern gem. 5 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB festgesetzt sind.

1.2.3 Bedarf an Grund und Boden
Der Plangeltungsbereich bezieht sich auf eine rd. 3,6 ha große Fläche. Der Bedarf an Grund

und Boden sind in Tabelle 6 dargestellt.

Tabelle 6: Bedarf an Grund und Boden
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Bedarf anFe5tsetzung Grund und Boden
Fläche [mg]

Sondergebiet Zweckbestimmung: Biogasanlage (SO-Gebiet „Biogasanlage) 32.938
- davon: überbaubar (max. GRZ = 0,6)

- darin: Gebäude und Anlagen: 16.463 m2

- darin: Flächen für Nebenanlagen/Havarieschutzwall und -raum: 3.300 m2
- davon: Freiflächen/nicht überbaut

- darin: mit Gehölzbestand/Erhalt von Gehölzen: 320 m’
- darin: Anpfianzflächen (Planung): 2.601 m2

- darin: Freiflächen: 10.254 m2

Flächen für Maßnahmen, hier: Streuobstwiese 3.016
- Freifläche, als Streuobstwiese zu entwickeln

Plangebiet gesamt: 35.954
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1.3 ZIELE DES UMWELTSCHUTZES UND DEREN BERÜCKS|CHTIGUNG

1.3.1 Fachgesetze

1.3.1. 1 Baugesetzbuch: Sparsamer Umgang mit Grund und Boden
Den Anforderungen an den sparsamen Umgang mit Grund und Boden sowie die Inanspruch-
nahme landwirtschaftlicher Flächen nur im notwendigen Umfang gern. 5 1a Abs. 2 BauGB wird

entsprochen.

Im Sondergebiet wird eine flächensparende Bauweise realisiert, indem über die Gestaltung der

Baugrenzen, die Festlegung der Grundfläche und die abweichende Bauweise die größte mögli-
che Ausnutzbarkeit des Raumes gewährleistet wird.

Die Planung bezieht sich auf eine bereits baulich genutzte Fläche und dient der Nachverdich—

tung und Sicherung eines Biogasanlagenstandortes.

1.3.1.2 Baugesetzbuch: Klimaschutz
Da es sich hier um eine Anlage zur Nutzung von erneuerbaren Energien aus nachwachsenden

Rohstoffen handelt, wird den Erfordernissen des Klimaschutzes gem. 5 1a Abs. 5 BauGB

grundsätzlich entsprochen. Der daran angepasste Betrieb der Anlage erfolgt gern. den gelten-
den gesetzlichen Vorschriften.

1.3.1.3 Baugesetzbuch: Eingriffsregelung

1 .3. 1.3.1 Berücksichtigung festgelegterAusgleichsmaßnahmen
Für die Biogasanlage liegen mehrere Genehmigungen sowie der bestehende vorhabenbezoge-
ne Bebauungsplan „Großgarnstadt-Biogasanlage" vor, in denen Ausgleichsmaßnahmen festge-

legt sind. Eine Zusammenstellung kann der Tabelle 7 entnommen werden.

Tabelle 7: Festgelegte Ausgleichsmaßnahmen
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Erweiterung um:
Halle
Gärrestbehälter 1

Fahrsiloervveiterung
Verkehrsfläche

Genehmigung Maßnahme

Jahr Az. Vorhaben Nr. Art Umfang
2005 820-8721.04.1-6/05 Gärrestlagerbehälter 2 A „Die gesamte Anlage k. A.

Nachgärbehälter ist nach Südwesten,
Abfüllplatz Westen und Nordosten
PS-Schacht sowie auf ca. 30 m der
Vorgrube Südostseite mit einer
Kondensatschacht mindestens zweireihi-
Fermenter 1 u. 2 gen Hecke aus heimi-
Trafo schen Sträuchern und
Fahrsiloanlage rn. Vorfläche Bäumen (keine Nadel-
Feststoffeintrag gehölze) einzugrünen.

“

Technikgebäude
Gasnotfackel
Verkehrsfläche

2006 - Vorhabenbezogener B-Plan B (Flst. 492), Private Grünfläche 1.737 rn2

„Großgarnstadt-Biogasanlage“, C (Flst. 490)



In der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung der Regierung von Oberfranken vom

15.08.2005 ist unter Punkt 10 Naturschutz folgendes festgelegt:

„Die gesamte Anlage ist nach Südwesten, Westen und Nordosten sowie auf ca. 30 m der Süd-
ostseite mit einer mindestens zweireihigen Hecke aus heimischen Sträuchern und Bäumen

(keine Nadelgehölze) einzugrünen.
“

Diese Eingrünung wurde in den bestehenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Großgarn-

stadt-Biogasanlage" mit einem „Pflanzgebot lt. Genehmigungsbescheid v. 15.08.2005“ als Fest-

setzung gem. 5 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB übernommen. Zur Vermeidung von Eingriffen sind in

den Plan ebenfalls Festsetzungen über den Erhalt von Bäumen und Sträuchern gem. g 9 Abs. 1

Nr. 25 b BauGB enthalten. Dort sind sie als „Pflanzerhalt, hier: Hecken und Sträucher als Rand—

eingrünung“ und „Pflanzerhalt, hier: Bäume" festgesetzt.

Für die Erweiterung der Biogasanlage in 2006 sind im bestehenden vorhabenbezogenen Be-

bauungsplan Maßnahmen zum Ausgleich von Eingriffen festgesetzt. Diese sind als „private
Grünflächen als Ausgleichfläche" festgesetzt. Innerhalb dieser Flächen sind festgesetzt „sonsti-

ge Anpfianzung, hier: Einzelstrauch“, „1-reihige Hecke (siehe textl. Festsetzungen)", „2-reihige
Hecke (siehe textl. Festsetzungen)“, „3-reihige Hecke (siehe textl. Festsetzungen)“ sowie

„Bäume (wahlweise Linde oder Eiche bzw. Obstbaum als Hochstamm siehe textl. Festset-

zung)". Mit diesen Maßnahmen ist die Enneiterung der Biogasanlage gem. der immissions-

schutzrechtlichen Genehmigung vom 19.12.2006 naturschutzrechtlich genehmigt.

Die Zusammenstellung der Ausgleichsflächen für den bestehenden vorhabenbezogenen Be-

bauungsplan und somit den Ausgleich für die Erweiterung kann der Abbildung 8 entnommen

werden.

Abbildung 8: Zusammenstellung Ausgleich Erweiterung VBP „Großgarnstadt-Biogasanlage
“

Die nachfolgenden immissionsschutzrechtlichen Genehmigungen vom 02.12.2013 und

07.07.2014 waren nicht mit naturschutzrechtlichen Eingriffen verbunden, so dass behördlicher-

seits keine Auflagen zur Eingriffsregelung vorgenommen wurden.
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Der Bedarf errechnet sich demnach wie folgt:
Halle: 840 qm
Endlager 2: 550 qm
Fahrsiloemeiterungsfläche: 2.309 qm
Verkehrsfläche, neu: 210 qm
Gesamte Eingriffsfläche: 3.909 qm
Demnach ist eine Ausgleichsfläche für den geplanten Eingriff von
1.175 bis 2.349 qm erforderlich.

Vorgesehene Ausgleichsfläche:
auf der Fl. Nr. 492 nordwesttiche Richtung: '/3

*
(9.47 m + 19,94 m)

* 27,14 m = 399 qmauf der Fl. Nr. 492 nordwesttiche Richtung: +‘/3
' (1934 m + 17,53 m)

* 2,77 m = 52 qmauf der Fl. Nr. 490 nordöstliche Richtung; (50 m + 46,3 m + 6m)
' 8 m = 818 cmauf der Fl. Nr. 49_0_ südöstliche Richtung: (86 m — 8 m)

" 6 m =
_ 468 qm

Gesamte Ausgleichsfläche innerhalb des Baugebietes; 1.737 qm



In dem nun vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird die in der Ursprungsge-
nehmigung aus 2005 festgelegte Eingrünung zum Erhalt festgesetzt, sofern diese Maßnahmen

realisiert sind und die Bedeutung für die Einbindung in die freie Landschaft noch gewährleistet
werden kann. Ein Teil der damals festgelegten Eingrünung, insbesondere im Westen und Süd-
osten sowie im Norden wird nach der En1veiterung überplant, so dass eine Verlagerung an den

neuen Rand des Betriebsgeländes erfolgt.

Der für den Ursprungsbebauungsplan festgesetzte Ausgleich im Umfang von 1.737 m2 wird wie

folgt weiterhin vorgehalten und der Eingriffsregelung für die nunmehr geplante 1. Änderung und

En:veiterung nicht angerechnet:

Auf dem Flurstück 490: 1.286 m2 Fläche zum Anpflanzen

Auf dem Flurstück 492: 451 m2 Fläche zum Anpflanzen
und Fläche mit Bindungen an den Erhalt

Der im Ursprungsbebauungsplan festgesetzte auf das Flurstück 490 im Bereich der lw. Hofstel-
le bezogene Gehölzerhalt wird als Fläche mit Bindungen an den Erhalt von Gehölzen gem. 5 9

Abs. 1 Nr. 25b BauGB in den vorliegenden Plan übernommen. Eine Festsetzung von Teilgehöl-
zen, wie im Ursprungsplan enthalten, kann nicht vorgenommen werden, da die Gehölzbestände
nicht örtlich eingemessen sind.

Der ursprünglich festgelegte Ausgleich wird durch die Planung weiterhin gewährleistet.

1.3.1.3.2 Bewertung undAusgleichsermittlung
Gem. 5 1a Abs. 2 BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher

Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des

Naturhaushaltes (naturschutzrechtliche Eingriffsregelung) in der Abwägung zu berücksichtigen.
Gem. 5 18 Abs. 1 BNatSchG erfolgt die Entscheidung über die Vermeidung und den Ausgleich
sowie den Ersatz von Eingriffen nach den Vorschriften des BauGB.

Für die Beurteilung der Eingriffe und Bemessung des Ausgleichs wurde berücksichtigt: Bayeri-
sches Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen (StMLU) (Hrsg. 2003): Ein-

griffsregelung in der Bauleitplanung. Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft. Ein Leitfaden

(Ergänzte Fassung).

Eingriffe ergeben sich in den Erweiterungsflächen (einschließlich Freiflächen) des Bebauungs-
planes, für die zukünftig eine Bebauung vorgesehen ist. Flächen, die keine erhebliche oder

nachhaltige Umgestaltung oder Nutzungsänderung im Sinne der Eingriffsregelung erfahren,
werden in die Betrachtung nicht einbezogen. Dies gilt auch für den Havarieraum, da es sich um

eine Überplanung von Ackerflächen zu unversiegelten Grünflächen handelt. Auch die zukünftig
für die Bepflanzung oder für Maßnahmen zur Begrünung vorgesehenen Flächen werden nicht

in die Betrachtung einbezogen. Es ergeben sich danach die folgenden eingriffsrelevanten Er—

weiterungsbereiche (vgl. auch Abbildung 9):
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Emeiterungsbereich Nord: 8.354 m2

Erweiterungsbereich Süd: 4.595 m2

Summe: 12.949 m2

Abbildung 9: Eingriffsrelevante Emeiterungsräume

Zunächst erfolgt die Bestandserfassung, in der eine Bestandsaufnahme der Biotoptypen sowie

eine Beurteilung der für die Schutzgüter Tiere und Pflanzen, Boden, Klima und Luft, Wasser
und Landschaftsbild vorhandenen Strukturen vorgenommen wurde. Die Beschreibung kann der

Bestandsdarstellung der einzelnen Schutzgüter in Kapitel 2.2.1, 2.3.1, 2.4.1, 2.5.1 und 2.6.1

entnommen werden. Die betroffenen Flächen sind intensiv bewirtschaftete Äcker und Fahrwe-

ge. Es handelt sich um Gebiete die naturschutzfachlich mit einer geringen Bedeutung (Katego-
rie I) zu bewerten sind.
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Eine der Beurteilung zugrundeliegende, zusammenfassende Bewertung des Bestandes sowie
die Darlegung der für die Eingriffsregelung zu berücksichtigenden Flächeninanspruchnahme
kann der Tabelle 8 entnommen werden.

Tabelle 8: Zusammenfassung Bewertung Bestand, Eingriffsrelevanz u. Flächenanspruch

Darüber hinaus ergibt sich auf Grund der Lage des Vorhabenstandortes in der freien Land-
schaft eine Sichtbarkeit der Gebäude und Anlagen im umliegenden Landschaftsraum.

Vom Eingriff betroffen sind insbesondere die Schutzgüter Tiere und Pflanzen, Boden und Land-
schaftsbild. Es liegen keine hochwertigen Strukturen vor. Der Eingriffsumfang ist somit gering
und der Ausgleich kann über multifunktionale Maßnahmen erfolgen.

Die überschlägige Darlegung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung kann der Tabelle 9

als Gegenüberstellung entnommen werden.

Tabelle 9: Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung

„j_Lq
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Biotoptyp KumulierterWert Fläche

intensiv bewirtschaftete Äcker (A1 1) Kat. l: geringe Bedeutung 12.607 m2

Wirtschaftsweg, versiegelt (V31) versiegelte Fläche, keine Eingriffsrelevanz 342 m2

Fläche mit Eingriffsrelevanz 12.607 m“

Vorhabenbezogener
B-Plan: „1. Änderung und Erweiterung Großgarnstadt-Biogasanlage“

Eingriffsnaturraum: Fränkisches Keuper-Liasland, Gemeinde Ebersdorf b. Coburg

Beeinträchtigungen des Naturhaushalts Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen
Ausprägung der be-
troffenen Bereiche]
Bedeutung für Natur-
haushalt und Land-
schaftsbild

Voraussichtliche Beein-
trächtigungen und Um-
fang (nur, sofern erheb-
lich)

Vorkehrung zur Vermei-
dung erheblicher Beein-
trächtigungen

Ausgleichsbedarf und
Ausgleichsmaßnahmen

Tiere & Pflanzen, Boden, Landschaftsbild

Kat. |: geringe Bedeu-
tung
12.607 m2 Intensiv ge-
nutzter Acker (A11)

12.607 m2 Kat. A: Fläche
mit hohem Versiegelungs-
und Nutzungsgrad
(GRZ 0,6)

Begrenzung der GRZ auf
das notwendige Maß

Ausgleichsfaktor 0,3

Ausgleichsbedarf gesamt:
3.782 m2

Ausgleich:
3.016 m2 Flächen für Maß-
nahmen gem.
5 9 Abs. 2 Nr. 20 BauGB:
Streuobstwiese
und
864 m2 Fläche zum Anpflan-
zen gem. 5 9 Abs. 1 Nr. 25a
BauGB



1.3.1.3.3 Vermeidungsmaßnahmen
Zur Vermeidung von Eingriffen in vorhandene, hochwertige Gehölzstrukturen oder bereits reali-

sierte Ausgleichsmaßnahmen werden Flächen mit Bindungen an den Erhalt von Bäumen und

Sträuchern gem. 5 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB festgesetzt.

innerhalb der Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen und

Sträuchern (@ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) liegen Gehölzbestände vor und es bestehen Verpflich-

tungen für Bepflanzungen aus vorhergehenden Genehmigungen.

Die innerhalb der Flächen vorhandenen Bäume und Sträucher sollen daher dauerhaft erhalten

werden. Bei Abgang ist Ersatz durch heimische Gehölze zu leisten.

1.3.1.3.4 Ausgleichsmaßnahmen
Der Ausgleich wird über Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur

und Landschaft gem. 5 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB und Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und

Sträuchern gem. ä 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB festgesetzt. Diese Maßnahmen sind in einem

Grünordnungsplan (/1/) zeichnerisch dargelegt.

1 3 1 3 4 1 Anpflanzung von freiwachsenden Hecken
Der Standort der innerhalb der Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern gem. 5 9

Abs. 1 Nr. 25a BauGB festgesetzten freiwachsenden Hecken wurde derart gewählt, dass an

den zur freien Landschaft offen liegenden Rändern des Betriebsgeländes zukünftig wirkungs-
volle Übergänge geschaffen werden.

Die Pflanzung soll aus heimischen Gehölzen bestehen, um die Anforderungen des

5 40 Abs. 4 BNat$chG zu entsprechen.

Die Maßnahme wird als Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern gem. 5 9 Abs. 1

Nr. 25 a BauGB festgesetzt und befindet sich auf Teilen der Flurstücke 490, 492 und 509, Ge-

markung Großgarnstadt.

Durch die Pflanzung der Strauch- sowie Strauch-Baumhecken werden Biotoptypen mittlerer

Bedeutung entwickelt. Naturnahe Hecken übernehmen für die Tiewvelt wichtige Funktionen als

Nahrungshabitat, Wohn-, Nist- bzw. Brutplatz, Ansitz- und Singwarte sowie Rastplatz, Deckung
und Wetterschutz, Schlafplatz, Winterquartier und Rückzugsgebiet. Durch die Wahl standort-

heimischer Gehölzarten werden gleichfalls Lebensräume für heimische Pflanzen geschaffen.
Am Standort der Hecken wird außerdem eine extensive Bodennutzung realisiert. Es entstehen

Flächen mit ungestörten Bodenfunktionen und somit auch natürlichem Grundwasserhaushalt.

Über die Transpiration und die nach der Bepflanzung extensive Nutzung trägt die Pflanzung zu

einer Regulierung des Wasserhaushaltes und Verbesserungen des Bodens als Ausgleichskör-
per bei.

An der nördlichen, nordöstlichen sowie nordwestlichen Seite des Plangebietes ist die Eingrü-

nung auf Grund der Geländeverhältnisse übewviegend erforderlich. Hier sind 6 m und 8 m breite
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Anpflanzflächen festgesetzt, in denen 3-reihige Anpflanzungen aus heimischen Sträuchern und

Bäumen zu realisieren sind.

Nach Süden und Südosten kann die Einbindung über Sträucher erfolgen. Hier sind 5 m breite

Anpflanzflächen festgesetzt, in denen 2-reihige Anpflanzungen aus heimischen Sträuchern zu
realisieren sind.

Der Pflanzabstand der Sträucher beträgt 1,50 m x 1,50 m. Die Sträucher sind in der mind.

Pflanzqualität „verpflanzter Strauch, mind. 3 Triebe, Höhe 60-100 cm" zu vewvenden. Innerhalb

der Pflanzfläche sind sie in artgleichen Gruppen zu 3-5 Stück über mind. 2 Reihen nebeneinan-
der zu verwenden. Zur Auswahl stehen die folgenden Straucharten (Auswahlliste): Roter Hart-

riegel (Cornus sanguinea), Rote Heckenkirsche (Lonicera xylosteum), Schwarzdorn (Prunus
spinosa), Feldrose (Rosa arvensis), Hundsrose (Rosa canina), Brombeere (Rubus fruticosus),
Wolliger Schneeball (Viburnum Iantana), Feldahorn (Acer campestre), Hainbuche (Carpinus
betulus), Hasel (Cory/us avellana), Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna), Salweide (Sa-
Iix caprea), Schwarzer Holunder (Sambucus nigra).

ln die Pflanzung sind einzelne Bäume zu integrieren. Der Pflanzabstand der Einzelbäume be-

trägt 8 m, für die nachfolgend mit *
gekennzeichneten Arten 15-20 m. Als Pflanzqualität ist

mind. Heister, mind. 2x verpflanzt, Höhe 150-2000m zu vewvenden. Zur Auswahl stehen die

folgenden Baumarten (Auswahlliste): Bergahorn* (Acer pseudoplatanus), Holzapfel (Ma/us syl-
vestris), Vogelkirsche* (Prunus avium), Wildbirne (Pyrus pyraster), Stieleiche* (Quercus robur),
Winterlinde* (Ti/ia cordata).

Die Bepflanzung erfolgt im Spätherbst (Frostperioden sind zu meidenl). Die Pflanzung soll in

Gruppenpflanzung erfolgen, d.h. mehrere Sträucher der gleichen Art in kleinen Gruppen (3-5
Stk.) über mehrere Reihen nebeneinander. Der Pflanzabstand beträgt 1,5 m.

Nach der Pflanzung ist diese mit einer Schicht Stroh oder Schreddergut gegen übermäßige

Verkrautung und Austrocknung sowie durch einen Verbissschutzzaun vor Verbiss zu schützen.

Die Entwicklungspflege ist während der ersten 3 Jahre nach der Pflanzung durchzuführen.

Hierzu sind die Gehölze einmal jährlich freizumähen, wenn sich trotz der o. g. Abdeckung mit

Stroh oder Schreddergut Krautaufwuchs gebildet hat. Der Einsatz chemischer Mittel ist unter-

sagt. Bei Abgang von Gehölzen ist gleichartiger Ersatz zu leisten. Das Nachpflanzen mit nicht

heimischen Gehölzen ist nicht zulässig.

Die Pflege der Heckenpflanzung soll in Abständen von 10 bis 25 Jahren erfolgen. Gem. 5 39

Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG ist die Heckenpflege im Zeitraum zwischen 01. März bis 30. September
nicht zulässig. Daher soll die Hecke außerhalb dieser Zeit, im Winterhalbjahr, abschnittweise
auf den Stock gesetzt werden. Hierzu werden einzelne Abschnitte der Hecke in 20-40 cm Höhe
über dem Boden abgesägt. Bis zu 20 % der Hecke können gleichzeitig im Abstand von wenigen
Jahren gepflegt werden. Bei der Pflege ist zu vermeiden, die gesamte Hecke auf den Stock zu
setzen. Auch ein seitlicher Rückschnitt soll unterbleiben, um den freiwachsenden, naturnahen
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Charakter zu bewahren. Das Abbrennen von Heckenabschnitten und das Ausreißen von Wur—

zelstöcken sollen ebenfalls unterbleiben.

Die Durchführung der Pflanzung erfolgt innerhalb von zwei Pflanzperioden nach Inkrafttreten

des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes.

Nach /8/ ist der angestrebte Zustand nach 5 bis 10 Jahren erkennbar. Das Entwicklungsziel ist
nach 15 bis 30 Jahren erreicht. Erfolgskontrollen bestehen aus der Durchführungskontrolle so-

wie danach aus Sichtkontrollen zwischen dem 5. und dem 10. Jahr.

1 3 1 3 4 2 Entwicklung einer Streuobstwiese
Innerhalb der Flächen für Maßnahmen gem. 5 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB ist eine Streuobstwiese
zu entwickeln. Die Fläche befindet sich auf Teilen der Flurstücke 493 und 509, Gemarkung
Großgarnstadt.

Über die Maßnahme soll ein hochwertiger, für die Kulturlandschaft typischer Lebensraum ge-
schaffen werden.

Die Fläche ist mit einer artenreichen, standortheimischen Grünlandeinsaat einzusäen. Das
Grünland ist in den ersten Jahren einer zwei- bis dreischürigen Mahd zur Aushagerung zu un-

terziehen.

Die Fläche ist mit standortgerechten, typischen Obstbäumen zu bepflanzen. Der Pflanzabstand
der Bäume beträgt 10 m x 10 m. Die Pflanzreihen sollen zueinander versetzt gepflanzt werden.
Für die Pflanzung sind standortgerechte und typische Apfel- und Birnensorten aber auch Stein-
obst zu verwenden. Als Pflanzqualität ist mind. zu vemenden: Hochstamm, mit Ballen, StU
10/12 cm.

Bei der Unterhaltung der Streuobstwiese ist auf den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln und

Düngung zu verzichten. Bei Abgang von Bäumen sind hochstämmige Jungbäume neben den

abgängigen Altbäumen nach zu pflanzen.

Das Grünland soll extensiv beweidet werden (bis 3 GV pro ha) oder einer ein- bis zweischürigen
Mahd mit Abfuhr des Mähgutes unterzogen werden. Bei einer Beweidung sind die Obstbäume
vor Viehverbiss zu schützen.

Die Durchführung der Pflanzung erfolgt innerhalb von zwei Pflanzperioden nach Inkrafttreten

des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes.

Nach l8/ ist der angestrebte Zustand nach 4 bis 6 Jahren erkennbar. Das Entwicklungsziel ist

nach 10 bis 25 Jahren erreicht. Erfolgskontrollen sind die Durchführungskontrolle sowie mehr-

malige Sichtkontrollen in den ersten 5 Jahren und weitere zwischen dem 5. und dem 10. Jahr.
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1.3.1.4 FFH-Richtlinie und Vogelschutzrichtlinie: Natura 2000-Gebiete
Das nächstgelegene FFH-Gebiet DE 5732-373 „Röderbach-‚ Biberbach- und Schneybachtal"
befindet sich rd. 2,5 km südöstlich des Vorhabenstandortes. Für die hier zu beurteilenden

Schutzgüter sind insbesondere Ammoniakemissionen und Stickstoffdepositionen relevant. Eine

immissionsschutzfachliche Prognose der betriebsbedingten Stickstoffdepositionen liegt nicht

vor. Auswirkungen werden durch bauliche und betriebliche Maßnahmen vermieden.

Das nächste europäische Vogelschutzgebiet DE 5831-471 „Hz-, Rodach- und Baunachaue"
befindet sich rd. 6,9 km westlich des Vorhabenstandortes. Auf Grund der Entfernung bestehen

keine Wechselwirkungen mit dem Vorhabenstandort und es können nachteilige Auswirkungen
ausgeschlossen werden.

Auswirkungen aus schweren Unfällen sind nicht zu emarten, da in der Anlage keine Stoffe zur

Ven1vendung kommen, die derart weitreichende Wirkungen hätten.

1.3.1.5 Bundesnaturschutzgesetz: sonstige Schutzgebiete
Die nachfolgend in Tabelle 10 dargelegten Angaben zu Schutzgebieten und schutzwürdigen
Bereichen wurden aus der im Internet bereitgestellten Datenbank des Bayerischen Landesam-
tes für Umwelt: FIN—Web (IQ/) entnommen. Als Untersuchungsraum wird die Umgebung bis

1.000 m Entfernung vom Vorhabenstandort (in Anlehnung an die TA Luft) betrachtet.

Tabelle 10: Schutzstatus des Vorhabenstandortes
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Schutzgebietskategorie
Status des
Anlagen-
standortes*

Erläuterungen

Naturschutzgebiete
gem. 5 23 BNatSchG

Im Untersuchungsraum befinden sich keine Naturschutz—
gebiete.

Nationalparke und
Nationale Naturmonumente

gem. 5 24 BNatSchG

Im Untersuchungsraum befinden sich keine Nationalparke
und Nationale Naturmonumente.

Biosphärenreservate
gem. 5 25 BNatSchG

Im Untersuchungsraum befinden sich keine Biosphärenre-
servate.

Landschaftsschutzgebiete
gem. 5 26 BNatSchG

lm Untersuchungsraum befinden sich keine Landschafts-
schutzgebiete.

Natgueräarge27 BNatSchG
- lm Untersuchungsraum befinden sich keine Naturparke.

Naturdenkmäler lm Untersuchungsraum befinden sich keine Naturdenkmä-
gem. 5 28 BNatSchG ler.

Geschützte Landschaftsbestandteile
gem. 5 29 BNatSchG

lm Untersuchungsraum sind keine geschützten Land-
schaftsbestandteile bekannt.

Gesetzlich geschützte Biotope
gem. ä 30 BNatSchG

Im Untersuchungsraum befinden sich die folgenden ge-
setzlich geschützten Biotope (IQ/):
- 430 m, 650 m sowie 850 m westlich „Brändlesgraben

südlich Oberfüllbach“
- 665 m westlich „Hecke am Brändlesgraben südlich

Oberfüllbach“
- 813 m sowie 940 m nördlich „Hecken am Weinberg

östlich Oberfüllbach"
- 306 m östlich sowie 403 m und 545 m nordöstlich

„Hecken am „Wolfsgraben“ nördlich Großgamstadt“- 812 m sowie 906 m südöstlich „Straßenbegleitende
Hecken bei Großgarnstadt"



Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung der

geschützten Biotope führen, sind verboten. Eine immissionsschutzfachliche Prognose der be-

triebsbedingten Stickstoffdepositionen liegt nicht vor. Auswirkungen werden durch bauliche und

betriebliche Maßnahmen vermieden.

1.3. 1.6 Bundesnaturschutzgesetz: Artenschutz
Für die Aufstellung des vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplanes muss über die

allgemeine Abwägung hinaus der naturschutzrechtliche Artenschutz abgeprüft werden.

Der unmittelbare Zugriff auf Tiere der besonders geschützten Arten gern. 5 44 Abs. 1 Nr. 1

BNatSchG ist verboten (Tötungs— u. Verletzungsverbot). Die Störung von Tieren der streng ge—

schützten Arten ist gem. 5 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG verboten (Störungsverbot). Gem.

5 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ist die Beeinträchtigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten be-

sonders geschützter Arten verboten (Schädigungsverbot/Lebensstättenschutz). Gem.

5 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG ist der Zugriff auf Pflanzen der besonders geschützten Arten ver-

boten (Entnahme, Beschädigung, Zerstörung).

Das vorliegende Vorhaben ist ein Vorhaben im Sinne des 5 18 BNatSchG, welches nach den

Vorschriften des BauGB zulässig ist. Für derartige Planungs- und Zulassungsverfahren gelten

gem. 5 44 Abs. 5 BNatSchG Sonderregelungen. Das zu beurteilende Artenspektrum beschränkt

sich auf europäische Vogelarten, Arten des Anhang IV der FFH-Richtlinie und Verantwortungs-
arten gem. einer noch zu erlassenden Bundes-Rechtsverordnung. Das Zugriffsverbot und das

Beeinträchtigungsverbot gelten nur, wenn die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und

Ruhestätte im räumlichen Zusammenhang nicht weiterhin erfüllt ist. Es können vorgezogene
Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen), durch die die Funktion erhalten wird, festgesetzt
werden.

Am Vorhabenstandort liegen keine besonders geschützten Strukturen und Lebensräume von

Tieren und Pflanzen vor (vgl. Kapitel 1.3.1.4 und 1.3.1.5, Tabelle 10).

Das Vorhaben bezieht sich auf intensiv bewirtschaftete Äcker und versiegelte Fahnrvege. Auf-

grund der Nähe zum Betriebsstandort sowie der intensiven Bewirtschaftung der Ackerflächen ist

davon auszugehen, dass Lebensräume besonders geschützter Arten nicht betroffen sind.
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Schutzgebietskategorie
Status des
Anlagen-
standortes*

Erläuterungen

- 922 m südlich „Hecke am Sportplatz südlich Groß-
garnstadt“

- 130 m südlich sowie 440 m „ Hecken westlich Groß-
garnstadt“

- 700 m südwestlich „Wäldchen nordöstlich Friesendorf"
- 315 m, 540 m sowie 680 m südwestlich „** 1 % Ran-

ken, Altgrasbestand“
- 020 m sowie 920 rn südwestlich „Hecken nördlich des

Ahrengrabens bei Friesendorf“
* l= ausgewiesen/vorhanden, - = nicht ausgewiesen/nicht vorhanden, D = gem. Landschaftsplanung Vorausset-
zungen erfüllt/Vorkommen vermutet



1.3.1.7 Bundesimmissionsschutzgesetz: Genehmigungspflicht
Für die Durchführung der Planung ist eine immissionsschutzrechtliche Genehmigung nach Nr.

1.2.2.2 (Anlagen zur Erzeugung von Strom, Dampf, Warmwasser, Prozesswärme oder erhitz-
tem Abgas in einer Verbrennungseinrichtung, einschließlich zugehöriger Dampfkessel, durch
Einsatz von gasförmigen Brennstoffen (hier: Biogas), mit einer Feuerungswärmeleistung von 1

Megawatt bis weniger als 10 Megawatt) und Nr. 8.6.3.2 (Anlage zur biologischen Behandlung
von Gülle, soweit die Behandlung ausschließlich zur Verwertung durch anaerobe Vergärung
(Biogaserzeugung) erfolgt, mit einer Durchsatzkapazität von weniger als 100 Tonnen je Tag,
soweit die Produktionskapazität von Rohgas 1,2 Mio. Normkubikmetern je Jahr oder mehr be-

trägt) des Anhangs 1 der 4. BImSchV (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen) er-
forderlich. Auf Grund der Einstufung der Anlage ist ein vereinfachtes Verfahren ohne Öffentlich-

keitsbeteiligung gem. 5 19 BlmSchG durchzuführen.

Auf Grund der Konzentrationswirkung des 5 13 BImSChG werden alle sonstigen behördlichen

Entscheidungen und Zulassungen mit Ausnahme der wasserrechtlichen Erlaubnisse einge-
schlossen.

1.3.1.8 Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz
Die Anlage ist gem. Anlage 1 Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz der Nr. 8.4.2.2 (Errichtung
und Betrieb einer Anlage zur biologischen Behandlung Gülle, soweit die Behandlung aus-
schließlich durch anaerobe Vergärung (Biogaserzeugung) erfolgt, mit einer Durchsatzkapazität
von weniger als 50 t je Tag, soweit die Produktionskapazität von Rohgas 1,2 Mio. Normkubik-
meter je Jahr oder mehr beträgt) zuzuordnen. Im Rahmen des o. g. immissionsschutzrechtli-
chen Genehmigungsverfahrens wäre somit eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls

gem. 5 7 Abs. 2 UVPG durchzuführen.

Gem. 5 50 Abs. 3 UVPG gilt dass die Umweltverträglichkeitsprüfung in einem nachfolgenden
Zulassungsverfahren auf zusätzliche oder andere erhebliche Umweltauswirkungen des Vorha-
bens beschränkt werden kann.

1.3.1.9 Denkmalschutzgesetz
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind keine Bodendenkmäler bekannt (l1 GI). Dennoch
sind bei den Erdarbeiten Bodenfunde nicht vollständig auszuschließen. Die für diesen Fall ge-
setzlich erforderlichen Sicherungsmaßnahmen werden in die Hinweise des vorhabenbezogenen
B-Planes mit aufgenommen.

1.3. 1. 10 Wasserhaushaltsgesetz
Das Plangebiet liegt außerhalb von Wasserschutz- und Überschwemmungsgebieten (IQ/), so
dass keine besonderen wasserrechtlichen Vorgaben zu berücksichtigen sind.
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Für die Durchführung der Planung sind der Gemeinde vor Baubeginn Nachweise einer nicht

genehmigungsbedürftigen Oberflächenentwässerung oder eine wasserrechtliche Genehmigung
gem. 5 8 WHG vorzulegen.

1.3.1.11 Bodenschutzgesetze und -verordnungen
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind keine Altlastenverdachtsflächen bekannt.

Insbesondere bei der Durchführung der Bodenaufschüttung für den Havarieschutzwall sind die

Vorgaben der Bundes-Bodenschutzverordnung (l24l) zu berücksichtigen.

1.3.1. 12 Kreislaufwirtschaftsgesetz: Umgang mit Abfällen undAbwässern
Die in der Anlage anfallenden Abfälle können ordnungsgemäß entsorgt werden. Durch die An-

lagenerweiterung wird es nicht zu anderen Abfällen kommen, für die bislang keine Entsor-

gungswege vorliegen.

Für das Sanitärabwasser soll die ordnungsgemäße Beseitigung gem. Art. 41 BayBO gewähr-
leistet werden.

1.3.2 Fachplanungen

1.3.2.1 Flächennutzungsplan
ln der parallel in Aufstellung befindlichen 20. Änderung des Flächennutzungsplanes ist eine

Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

dargestellt. Diese Fläche wird in die Festsetzungen des vorliegenden vorhabenbezogenen Be-

bauungsplanes übernommen. Die im Umweltbericht der Änderung des Flächennutzungsplanes
enthaltenen Hinweise auf zusätzlich erforderliche Ausgleichsmaßnahmen wird über die im vor-

liegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan enthaltene Festsetzungen zum Anpflanzen von

Bäumen und Sträuchern entsprochen.

1.3.2.2 Raumordnung
Für den Vorhabenstandort liegen das Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) vom 22.

August 2013 (l26l) und der Regionalplan Oberfranken-West (1999, letzte Änderung vom

08.04.2014) (/27/) vor.

Dem Grundsatz G 625 zur Energieversorgung aus erneuerbaren Energien wird durch die vor-

liegende Planung entsprochen.

Das Landesentwicklungsprogramm 2013 enthält keine weiteren, den Plangeltungsbereich des

vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplanes sowie die geplante Art der baulichen Nut-

zung betreffende Festlegungen.

Im Bereich des Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes sind keine regi-

onalplanerischen Festlegungen in der Karte 1 „Raumstruktur“ des Regionalplanes Oberfranken-
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West (2014) vorgenommen worden. Seitens des Regionalen Planungsverbandes Oberfranken-

West (4) (/2/) wurden daher keine grundsätzlichen regionalplanerischen Bedenken geäußert.

1.3.2.3 Landschaftsplanung
Für die Gemeinde Ebersdorf b. Coburg liegt kein Landschaftsplan vor. Ebenfalls liegt für den

Landkreis Coburg kein Landschaftsrahmenplan vor.

Für die Region Oberfranken-West liegt ein Landschaftsentwicklungskonzept (2005) vor. In die-

sem Konzept sind keine, den Vorhabenstandort betreffende verbindliche Darstellungen enthal-

ten.

2 Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen

2.1 SCHUTZGUT MENSCH

2.1.1 Bestand
Am Vorhabenstandort befindet sich eine Biogasanlage mit zugehöriger Horizontalsiloanlage,

Technikgebäude und Mehrzweckhalle sowie Zufahrten. Er ist durch die vorliegende Bebauung
sowie die vorliegenden vorhandenen Geruchs-‚ Staub- und Geräuschemissionen geprägt.

Es bestehen außerdem Vorbelastungen aus dem landwirtschaftlichen Geruch, Staub, Ammoni-

ak sowie Geräuschen der ca. 400 m nordwestlich geplanten und bereits genehmigten Schwei-

nemastanlage.

In der Umgebung des Vorhabenstandortes befindet sich im Norden, Westen und Süden eine

freie, unbewohnte Ackerlandschaft und im Osten die Ortschaft Großgarnstadt mit den nächsten

Wohnbebauungen.

Der Plangeltungsbereich sowie die direkte Umgebung haben keine besondere Bedeutung für

die Erholung.

2.1.2 Auswirkungen

2.1.2.1 Nichtdurchführung
Bei Nichtdurchführung der Planung wären keine Änderungen an der oben beschriebenen lm-

missions- und Nutzungssituation zu ewvarten.

2. 1.2.2 Durchführung

2.1.2.2.1 Geruchs- und Staubemissionen
Durch den Betrieb der Biogasanlage kommt es am Standort zu Geruchs- und Staubemissionen.

Das geplante zusätzliche BHKW-Modul emittiert Geruch und Feinstaub. Das geplante Gärrest-

lager ist offen, wodurch es ebenfalls zu zusätzlichen Geruchsemissionen kommt.
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2.1.2.2.2 Geräuschemissionen
Mit der Durchführung der Planung ist die Errichtung eines weiteren BHKW-Moduls geplant, wel-
ches zusätzliche Geräusche emittiert. Die Eingangs- und Ausgangsstoffe der bestehenden Bio-

gasanlage bleiben unverändert, so dass keine Erhöhung des bestehenden Fahrverkehrs bei

den Einlagerungs- und Auslagerungsprozessen zu en1varten ist.

2.1.2.2.3 Anlagensicherheit
Es ist nicht bekannt, dass sich der Betrieb innerhalb der Schutzfläche eines Störfallbetriebes
befindet. Auswirkungen aus schweren Unfällen oder Katastrophen sind nicht zu entvarten. Die

konkrete Analagenauslegung erreicht ebenfalls nicht den Grenzwert für eine störfallrelevante

Menge an entzündlichem Gas (hier Biogas).

2.1.3 Bewertung

2.1.3.1 Geruchs- und Staubimmissionen
Über die geplanten Vermeidungsmaßnahmen werden Auswirkungen der Geruchs- und Stau-
bemissionen auf die menschliche Gesundheit vermieden.

2.1.3.2 Geräuschimmissionen
Über die geplanten Vermeidungsmaßnahmen werden Auswirkungen der Geräuschemissionen
auf die menschliche Gesundheit vermieden.

2.1.3.3 Anlagensicherheit
Auswirkungen aus schweren Unfällen oder Katastrophen sind nicht zu erwarten.

2.1.4 Vermeidung, Verringerung und Ausgleich

2.1.4.1 Geruchs- und Staubimmissionen
Das Gärrestlager besitzt kein Dach; dort ist eine Schwimmschicht vorhanden, die zu einer Ge-

ruchsminderung führt.

Staubemissionen der Biogasanlage resultieren insbesondere aus den Feinstaubemissionen der

BHKWS. Über eine teilweise zeitlich begrenzte Betriebsweise sowie die Einhaltung der Grenz-
werte der TA Luft werden Feinstaubemissionen der Abgase minimiert.

Die Fahrtwege auf dem Anlagengelände sind befestigt und werden stetig sauber gehalten, so
dass Staubaufwirbelungen des Fahrverkehrs verhindert werden.

Für Änderungen oder Enneiterungen sind der Gemeinde Prognosen vorzulegen, die die Ver-

träglichkeit mit den im Ort befindlichen Nutzungen nachweisen.
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2.1.4.2 Geräuschimmissionen
Technische Geräuschemissionen werden über die Gebäude und Einhausungen gedämpft.

Für Änderungen oder En1veiterungen sind der Gemeinde Prognosen vorzulegen, über die nach-

gewiesen wird, dass die Grenzwerte der TA Lärm eingehalten werden.

2.2 SCHUTZGÜTER TIERE UND PFLANZEN

2.2.1 Bestand
lm Piangeltungsbereich befindet sich das Betriebsgelände einer Biogasanlage auf dessen Flä-
che ebenfalls Maßnahmen zum Ausgleich von Eingriffen in den Boden sowie die Lebensräume
von Tieren und Pflanzen in vorhergehenden Genehmigungen festgesetzt sind (vgl. Kapitel

1.3.1.3.1).

Der Bestand wurde durch eine Biotoptypenkartierung im April 2018 erfasst.

Die Enrveiterung bezieht sich auf intensiv bewirtschaftete Äcker und versiegelte Fahnrvege. Es
handelt sich um Biotoptypen die naturschutzfachlich mit einer geringen Bedeutung (Kategorie |)

zu bewerten sind.

Vorkommen seltener, besonders geschützter Tier- und Pflanzenarten sind nach der Nutzung
und Ausstattung der vorliegenden Lebensräume nicht zu en1varten.

Auch liegen am Vorhabenstandort keine besonders geschützten Strukturen und Lebensräume
von Tieren und Pflanzen vor (vgl. Kapitel 1.3.1.4 und 1.3.1.5, Tabelle 10).

2.2.2 Auswirkungen

2.2.2.1 Nichtdurchführung
Bei Nichtdurchführung der Planung ergeben sich voraussichtlich keine Änderungen des Be-
standes. Vorhaben oder Planungen, welche zu Veränderungen führen, sind nicht bekannt.

2.2.2.2 Durchführung

2.2.2.2.1 Biotoptypen und Lebensräume
Die Flächeninanspruchnahme bezieht sich auf intensiv bewirtschaftete Äcker und versiegelte
Fahnrvege.

Es handelt sich dabei um geringwertige Lebensräume. Nach Durchführung der Planung werden

„Gebäude und Anlagen" vorliegen, die keine Bedeutung als Lebensraum haben. Dies ist als
erheblicher Eingriff zu bewerten, welcher auch im Zusammenhang mit dem vollständigen Ver-
lust der Bodenlebensräume nach der Versiegelung steht.

Innerhalb der Maßnahmenflächen gem. 5 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB ist die Entwicklung von

Strauchhecken sowie Strauch— und Baumhecken und innerhalb der Maßnahmenfläche gem. 5 9

Abs. 1 Nr. 20 BauGB die Entwicklung einer Streuobstwiese geplant. Diese werden Lebensräu-
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me für Brutvögel und Insekten sowie heimische Pflanzenarten sein und eine allgemeine bis ho-

he Bedeutung haben.

2.2.2.2.2 Ammoniak- und Stickoxidemissionen
Durch den Betrieb des geplanten Gärrestlagers kommt es am Standort zu zusätzlichen Ammo-

niakemissionen, welche an stickstoffempfindlichen Biotopen und Lebensräumen zu Schädigun-
gen führen können.

Aus dem Betrieb des zusätzlichen BHKWS resultiert außerdem eine Veränderung der Stickoxi-

demissionen. Stickoxide, insbesondere Stickstoffdioxid, können Pflanzen schädigen und zur

Überdüngung und Versauerung von Böden beitragen.

2.2.2.2.3 Anlagensicherheit
Es kommen keine Stoffe zum Einsatz, welche bei schweren Unfällen oder Katastrophen zu

Auswirkungen auf Tiere und Pflanzen führen könnten. Eine weitergehende Bewertung ist ent-

behrlich.

2.2.3 Bewertung

2.2.3.1 Biotoptypen und Lebensräume
Die baubedingten Eingriffe in potenzielle Brutstätten von bodenbrütenden Vögeln auf dem

Acker können zu artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen führen.

Der oben beschriebene Verlust des Biotoptyps „intensiv bewirtschaftete Äcker" ist als erhebli-

cher Eingriff zu bewerten, welcher auch im Zusammenhang mit dem vollständigen Verlust der

Bodenlebensräume nach der Versiegelung steht.

Über die Begrünung der verbleibenden Freiflächen mit Dauergrünland werden gleichwertige
Lebensräume für Tiere und Pflanzen geschaffen, so dass der Lebensraumverlust kurzfristig

ausgleichbar ist.

Die geplante Entwicklung von Strauch- und Strauch-Baumhecken aus standortheimischen Ge—

hölzarten sowie einer Streuobstwiese führt zu einer weiteren Aufwertung der Lebensraumstruk-

turen. Es werden Brutstätten für gehölzbrütende Vögel sowie Lebensräume für heimische

Pflanzen und sonstige Tierarten mit Nahrungsstätten im Bereich der Hecken und Gehölze neu

geschaffen.

Die Eingriffsregelung wird in Kapitel 1.3.1.3 beschrieben.

Auswirkungen auf gefährdete oder besonders geschützte Tier— und Pflanzenarten sind nicht zu

emarten und somit irrelevant.
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2.2.3.2 Ammoniak und Stickstoff
Über die geplanten Vermeidungsmaßnahmen werden Auswirkungen der Ammoniakimmissio-
nen und Stickstoffdepositionen auf empfindliche Biotope und Ökosysteme sowie die in der Um-

gebung befindlichen FFH-Gebiete vermindert.

2.2.4 Vermeidung, Verringerung und Ausgleich

2.2.4.1 Biotoptypen und Lebensräume
Über die Entwicklung freiwachsender Hecken innerhalb der Flächen zum Anpflanzen gem. 5 9

Abs. 1 Nr. 25a BauGB sowie einer Streuobstwiese als Maßnahme gem. 5 9 Abs. 1 Nr. 20

BauGB können Lebensraumverluste von Arten ausgeglichen sowie neue Lebensraumstrukturen

geschaffen werden. Somit können die aus der Durchführung der Planung resultierenden Eingrif-
fe ausgeglichen werden (vgl. Kapitel 1 3 1 3 4 1 sowie 1.3.1.3.4.2). Die Lage und Abgrenzung
der Maßnahmen ist dem Grünordnungsplan (l1l) zu entnehmen.

2.2.4.2 Ammoniak und Stickstoff
Durch bauliche und betriebliche Maßnahmen sollen bei Durchführung der Planung die Emissio-
nen luftfremder Stoffe vermindert werden. Eine vollständige Vermeidung von Emissionen ist

betriebsbedingt nicht möglich.

Das Gärrestlager besitzt eine Schwimmschicht, die zu einer Minderung der Ammoniakemissio-
nen führt.

Über eine teilweise zeitlich begrenzte Betriebsweise des BHKWS sowie die Einhaltung der

Grenzwerte der TA Luft werden Stickoxidemissionen der Abgase minimiert.

Für Änderungen oder Emeiterungen ist der Gemeinde eine Prognose vorzulegen, in der die

Auswirkungen auf empfindliche Biotope und Ökosysteme sowie die in der Umgebung befindli-

chen FFH-Gebiete beurteilt werden.

2.3 SCHUTZGUT BODEN

2.3.1 Bestand
Gem. der Schutzgutkarte Boden des Landschaftsentwicklungskonzeptes (l28/) liegen am Vor-
habenstandort keine Bodenobjekte mit hoher Funktion als Archiv der Natur- und Kulturge-
schichte vor.

Gem. Stellungnahme des Wassemirtschaftsamtes Kronach vom 21.06.2018 (/3/) liegt der Vor-
habenbereich außerhalb bekannter Altlastenflächen. Weiterhin wird darauf hingewiesen, „dass
die geplante Fläche im Bereich der sogenannten Unteren Toarc-Schichten bzw. Lies Epsilon
(= Posidonienschiefer) liegt. Diese Schichten besitzen häufig eine erhöhte geogene Hinter-

grundbelastung (vermutlich Schwermetalle undMKW)

% LÜCKING & HÄRTEL GMBH VBP „1.Änd. u. Erw. BGA Großgamstadt“: 0622-A-03-27.08.201810 Seite 61 von 77



Zum Boden liegen Daten aus der Bodenschätzungsübersichtskarte (/11/) vor (LT5V). Als Bo-

denart werden lehmige Tone angegeben. Die Zustandsstufe ist mit 5 mittel bis schlecht. Die

Entstehungsart ist Vewvitterungsboden.

Den flächigen Biotoptypen kann die in der Tabelle 11 dargelegte Bedeutung für den Boden zu-

geordnet werden.

Tabelle 11: Bedeutung für den Boden

In der Anlage werden wasser- (und somit auch den Boden) gefährdende Stoffe eingesetzt und

gelagert. Es handelt sich um Wechselwirkungen zwischen Boden und Wasser, deren Auswir-

kungen dem Kapitel 2.4 entnommen werden können.

2.3.2 Auswirkungen

2.3.2.1 Nichtdurchführung
Bei Nichtdurchführung der Planung würden sich keine Veränderungen des oben beschriebenen

Bestandes ergeben.

2.3.2.2 Durchführung

2.3.2.2.1 Flächeninanspruchnahme
Die Erdarbeiten zur Baufeldschaffung beziehen sich auf den Abtrag von Oberboden in den für

die direkte Überbauung mit Gebäuden, Anlagen und Wegen vorgesehenen Bereichen sowie die

Baggerarbeiten für die Fundamente. Diese werden in einem Zeitraum von 2 bis 3 Wochen statt-

finden. Der bei den Arbeiten anfallende Boden wird vor Ort im Bereich des Havarieschutzwalles

wieder eingebaut.

Innerhalb der überbaubaren Flächen des Sondergebietes ergeben sich Versiegelungen bzw.

Überbauungen des Bodens. Die Flächeninanspruchnahme kann der Tabelle 6 entnommen

werden.

Die Böden im Bereich der für den Ausgleich festgesetzten Flächen für Maßnahmen zum

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft werden in ihrer Bo-

dennutzung extensiviert bzw. bleiben ungenutzt.

2.3.2.2.2 Bodenauf und -abtrag
Die Biogasanlage wird über einen Havarieraum verfügen. Die Umwallung befindet sich auf der

landschaftszugewandten Seite, am tiefsten Punkt des Geländes, so dass im Havariefall ein ef-

fektiver Rückhalt des auslaufenden Gärsubstrates auf dem Betriebsgelände gewährleistet wer-
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den kann. Somit wird den Anforderungen des ä 37 der AWSV (Verordnung über Anlagen zum

Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, in Kraft getreten am 01.08.2017) entsprochen.

Der Havarieraum wird in dem vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplan als Fläche für

Nebenanlagen gem. 5 9 Abs. 6 BauGB festgesetzt. Es handelt sich bei der Havarieschutzum—

wallung um eine selbständige bauliche Anlage, die funktional der Biogasanlage zuzuordnen ist,

da sie für den ordnungsgemäßen Betrieb an der festgesetzten Stelle erforderlich ist.

Der Havarieschutzwall ist ein nach dem Art. 57 (1) Nr. 9 Bayerische Bauordnung nicht verfah-

rensfreies Bauvorhaben, da voraussichtlich die maximale Fläche überschritten wird.

Die Anforderungen an den Ausgleich erheblicher Eingriffe in das Schutzgut Boden sind gleich-
ermaßen zu berücksichtigen. Für die Flächen wird die dauerhafte Begrünung mit Grünland gem.

5 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB festgesetzt.

Aufgrund der Lage im Bereich der sogenannten Unteren Toarc-Schichten bzw. Lias Epsilon
wäre gem. Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes Kronach vom 21.06.2018 (IS/) das

„Aushubmaterial gemäß dem geplanten Venxvertungsweg zu beproben. lm Falle erhöhter Werte

würde dies zu Einschränkungen in der Verwertbarkeit bzw. Entsorgung führen. Empfohlen wird

daher, Aushub zu minimieren bzw. vor Ort zu verwerten. Bei Aushubarbeiten anfallendes Mate-

rial kann gemäß 5 12 Abs. 10 Satz 1 der BBodSchVmöglichst ortsnah innerhalb der Lias Epsi-
lon-Schichten als Untergrundmaterial (> 70 cm Tiefe) verwertet werden.

“

2.3.2.2.3 Anlagensicherheit
In der Anlage werden keine Stoffe gelagert, welche ein hohes Potenzial für Bodenverunreini-

gungen bei Unfällen haben.

2.3.3 Bewertung
Der Verlust der Bodenfunktionen aus der Überbauung und den Bodenumlagerungen ist als er-

heblicher Eingriff zu bewerten.

Auf den festgesetzten Maßnahmenflächen ist die Extensivierung der Bodennutzung als Verbes-

serung zu bewerten, da natürliche Bodenfunktionen gefördert und wiederhergestellt werden.

Es bestehen keine Hinweise dafür, dass es bei Unfällen zu einer Gefährdung des Bodens

kommt.

2.3.4 Vermeidung, Verringerung und Ausgleich
Für die Überbauung mit Gebäuden, Nebenanlagen sowie Wegen und Plätzen wird im B-Plan

eine max. Grundfläche festgesetzt womit Eingriffe in den Boden auf ein erforderliches Maß be-

grenzt werden. Darüber hinausgehende Überbauungen werden über diese Begrenzung des

Maßes der baulichen Nutzung vermieden.
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ln den vorhabenbezogenen Bebauungsplan wird ein Hinweis auf die ordnungsgemäße Vewver-

tung des geogen hintergrundbelasteten Unterboden-IUntergrundmaterials aufgenommen, um

Beeinträchtigungen unbelasteter Böden zu vermeiden.

Durch die festgesetzte Maßnahme zur Dauergrünlandentwicklung, Pflanzung von freiwachsen-

den Hecken sowie die Entwicklung einer Streuobstwiese wird die Extensivierung der Bodennut-

zung als Verbesserung bewirkt, da natürliche Bodenfunktionen gefördert und wiederhergestellt
werden. Die Eingriffe in den Boden werden damit ausgeglichen. Die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanz
kann dem Kapitel 1.3.1.3 entnommen werden.

2.4 SCHUTZGUTWASSER
2.4.1 Bestand
Das Plangebiet umfasst intensiv bewirtschaftete Ackerflächen mit einer bislang unbeeinträchtig-
ten Grundwassersituation sowie einen baulich genutzten Bereich, in dem die natürliche Grund-

wassersituation durch die bestehenden Versiegelungen beeinträchtigt ist. Die Flächen sind mit

Behältern, Wegen und sonstigen Gebäuden und Anlagen einer Biogasanlage überbaut. Ober-

flächengewässer sind nicht vorhanden.

Auf den versiegelten Flächen und Dächern der Gebäude und Anlagen fällt Oberflächenwasser
an und wird je nach Verschmutzungsgrad behandelt.

im Bereich der Fahrsiloanlage mit Vorplatte, der Vorgrube sowie auf der Stellfläche des Fest-

stoffeintrages fällt organisch verschmutztes Oberflächenwasser an. Der Silagesickersaft vom

Horizontalsilo und seiner Vorplatte sowie das auf den übrigen Flächen anfallende verschmutze

Oberflächenwasser wird über Abläufe gesammelt und der Vorgrube bzw. dem Biogasanlagen-
Prozess zugeführt.

ln der bestehenden Anlage werden wassergefährdende Stoffe sowie potenziell wassergefähr-
dende Stoffe gelagert und venmendet. Hierzu zählen Gülle, Silagesickersaft, Gärrest aber auch
Schmierstoffe sowie Brennstoffe. Die Behälter sind nach den zum Genehmigungszeitpunkt gel-
tenden gesetzlichen Anforderungen an Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen

ausgestattet und genehmigt.

Südwestlich des Planungsgebietes befindet sich der Ährengraben, ein Gewässer 3. Ordnung

gern. Art. 2 Abs. 1 Nr. 3 BayWG.

Der Standort liegt nicht in einem Wasserschutz- oder Heilquellenschutzgebiet. Er liegt weiterhin
nicht in einem Überschwemmungs- oder Hochwasserentstehungsgebiet, so dass besonders

bedeutsame Strukturen nicht vorliegen.
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2.4.2 Auswirkungen

2.4.2.1 Nichtdurchführung
Bei Nichtdurchführung der Planung würde sich der oben beschriebene Bestand nicht verän-
dem.

Zukünftig wären aber die Anforderungen der AWSV (/21/) an Anlagen zum Umgang mit wasser-

gefährdenden Stoffen umzusetzen. Hierzu zählt für die bestehende Anlage insbesondere die

Errichtung einer Umwallung zur Rückhaltung des Gärsubstrates bei Leckagen. Außerdem sind

technische und organisatorische Anforderungen umzusetzen.

2.4.2.2 Durchführung

2.4.2.2.1 Oberflächenentwässerung/Schutzgebiete
Das auf den neu zu errichtenden Gebäuden und Anlagen anfallende Niederschlagswasser läuft

von den Dächern ab und versickert vor Ort über die belebte Bodenschicht. Gesonderte Maß-

nahmen zur Oberflächenentwässerung sind nicht erforderlich. Veränderungen an der beste-
henden Behandlung des unverschmutzten Oberflächenwassers sind nicht geplant.

Am neu geplanten Gärrestlagerbehälter 3 wird ein Abfüllplatz errichtet, auf dem verschmutztes

Niederschlagswasser anfällt. Dieses wird im Anlagenprozess weitervenzvertet.

Die Durchführung der Planung führt nicht zu einer direkten Beeinträchtigung von Fließgewäs—
sern (hier: Ährengraben) oder des Grundwassers.

Wasserschutzgebiete und Überschwemmungsgebiete sind nicht betroffen.

2.4.2.2.2 Abwasserbewirtschaftung
Abwasser fällt in einer Toilette und einem Waschbecken an und wird vor Ort bis zur Abholung

gesammelt.

2.4.2.2.3 Anlagensicherheit
Für den Betrieb des zusätzlichen BHKWs wird Motorenöl (WGK1) als Schmierstoff, Frost-

schutzmittel (WGK 1) und Zündöl/Diesel (WGK 2) als Brennstoff benötigt.

Darüber hinaus soll ein zusätzlicher Gärrestlagerbehälter errichtet werden. Auch Gärrest ist ein

allgemein wassergefährdender Stoff.

Bei der Durchführung der Planung ist zu gewährleisten, dass die Lagerung und der Umgang mit

diesen Stoffen gem. den Vorgaben und Schutzzielen der AWSV (l21l) erfolgt.
Mit der Durchführung der Planung wird ein Havarieraum geschaffen, in dem im Havariefall das

Gärsubstrat in einer Menge des größten Behälters (hier: der neu geplante Gärrestlagerbehälter
3) zurückgehalten werden kann. Es handelt sich um die Umsetzung der Anforderungen der

AWSV (/21/).
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2.4.3 Bewertung

2.4.3.1 Oberflächenentwässerung
Die geplante Enneiterung kann dazu führen, dass die vorhandene Oberflächenentwässerung
nicht ausreicht, um unkontrollierte Abflüsse aus dem Plangebiet in angrenzende Bereiche zu

verhindern. Erhebliche Umweltauswirkungen sind nicht auszuschließen.

2.4.3.2 Abwasserbewirtschaftung
Für die vorliegende Art der Abwasserbewirtschaftung bestehen keine Kenntnisse über die Eig-
nung. Erhebliche Beeinträchtigungen können somit nicht ausgeschlossen werden.

2.4.3.3 Anlagensicherheit
Bei Austreten von Gärrest und Gärsubstrat sowie der übrigen wassergefährdenden Stoffe kön-

nen erhebliche Umweltauswirkungen auf das Grundwasser und Oberflächengewässer nicht

ausgeschlossen werden.

2.4.4 Vermeidung, Verringerung und Ausgleich

2.4.4.1 Oberflächenentwässerung
Für die neu zu errichtenden Gebäude und Anlagen soll das anfallende Niederschlagswasser
geordnet abgeleitet und nach Möglichkeit versickert werden. Nach derzeitiger Kenntnislage
werden keine gesonderte Maßnahmen zur Oberflächenentwässerung und somit Festsetzungen
im vorhabenbezogenen Bebauungsplan erforderlich. Anlagen für die Niederschlagsentwässe-
rung werden im B-Plan nicht flächenscharf festgesetzt und sind demnach nach 5 14 BauNVO
ausnahmsweise zulässig. Für die Durchführung der Planung soll im Durchführungsvertrag fest-

gelegt werden, dass der Gemeinde vor Baubeginn entsprechende Nachweise einer nicht ge-
nehmigungsbedürftigen Oberflächenenhuässerung oder wasserrechtliche Genehmigungen vor-

zulegen sind. Dies soll im Durchführungsvertrag zur Sicherung der Erschließung vereinbart

werden.

2.4.4.2 Abwasserbewirtschaftung
Für das Sanitärabwasser soll die ordnungsgemäße Beseitigung gem. Art. 41 gewährleistet und
im Durchführungsvertrag zur Sicherung der Erschließung vereinbart werden.

2.4.4.3 Anlagensicherheit
Für die geplanten sowie vorhandenen Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen

gelten die Vorgaben der AWSV (/21/). Wassergefährdende Stoffe dürfen nicht austreten, Un-

dichtigkeiten der Anlagenteile sollen schnell und zuverlässig erkennbar sein, austretende was-

sergefährdende Stoffe sollen schnell und zuverlässig erkannt und zurückgehalten und ord-

nungsgemäß entsorgt werden und bei einer Störung des bestimmungsgemäßen Betriebes an-
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fallende wassergefährdende Stoffe sollen zurückgehalten und ordnungsgemäß als Abfall ent-

sorgt werden.

Die vorhandenen Behälter, in denen Gärrest und Gülle als wassergefährdende Stoffe gelagert
werden, sind flüssigkeitsdicht ausgeführt und werden zukünftig nach den Anforderungen der

AWSV betrieben. Es bestehen Anforderungen an die Übenuachung sowie technische und orga-
nisatorische Anforderungen.

Mit der Errichtung eines Havarieschutzraumes wird den Anforderungen an den Rückhalt auslau-
fenden Gärrestes im Havariefall entsprochen. Der Rückhalteraum ist derart bemessen, dass
das Volumen des größten, im Havarieraum vorhandenen Behälters zurückgehalten wird.

Verunreinigungen von Gewässern aber auch des Grundwassers werden vermieden, indem für

die Lagerung wassergefährdender Stoffe der Stand der Technik und die geltenden gesetzlichen
Vorgaben berücksichtigt werden.

2.5 SCHUTZGÜTER KLIMA UND LUFT

2.5.1 Bestand
Der Plangeltungsbereich befindet sich nicht in Gebieten mit besonderen standortspezifischen

Strahlungsverhältnissen und auch nicht in Gebieten, welche als Luftaustauschbahnen bedeut-

sam sind. Der Plangeltungsbereich liegt außerhalb von Luftkurorten.

2.5.2 Auswirkungen

2.5.2.1 Nichtdurchführung
Bei Nichtdurchführung der Planung sind keine Veränderungen des oben beschriebenen Be-
stands zu erwarten.

2.5.2.2 Durchführung

2.5.2.2.1 Lokalklimatische Verhältnisse
Die Durchführung der Planung führt nicht zu grundlegenden Veränderungen lokalklimatischer

Verhältnisse (Verlust oder Einschränkung klimatischer Ausgleichsfunktion).

2.5.2.2.2 Anlagensicherheit
Es bestehen keine Hinweise, dass bei Unfällen und Katastrophen Auswirkungen auf Klima und

Luft zu ewvarten sind.

2.5.3 Bewertung
Die Schutzgüter Klima und Luft erhalten keine Relevanz für die vorliegende Planung.
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2.5.4 Vermeidung, Verringerung, Ausgleich
Nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter Klima/Luft werden vermieden. Die Standortwahl
bezieht sich auf einen Bereich der keinen klimatischen Sonderstandort oder Kaltluftabflüsse mit

Wirkungen aufWohngebiete bzw. belastete Gebiete aufweist.

2.6 SCHUTZGUT LANDSCHAFT

2.6.1 Bestand
Die Schutzgutkarte Landschaftsbild und Landschaftserleben des LEK (l28l) stellt den Vorha-
benstandort in der Landschaftseinheit 37 „Hügelland mit abwechslungsreicheren Teilgebieten“
dar und weist ihr eine mittlere Eigenart zu. Beschrieben wird die Einheit als „meist wellig relie-

fiertes Gebiet mit übewviegender Ackernutzung; in Teilbereichen vorhandene gliedernde Land-
schaftselemente verhindern den Eindruck einer weithin ausgeräumten Agrarlandschaft". Als
fernwirksame Erhebung (Blickfang) wird der Graitzer Spitzberg am Südrand der Einheit ge-
nannt. Die Eigenart und die Reliefdynamik werden mit mittel (3) bewertet.

Der Plangeltungsbereich ist landschaftlich durch die bestehende Bebauung geprägt. Die ton-

nenförmigen und mit Kunststoffhauben abgedeckten Behälter, weitläufig befestigte Lagerflä-
chen mit randlichen Wänden sowie hallenförmige Stall-und Lagergebäude prägen die land-

schaftliche Ansicht des Anlagenstandortes. ln dem ursprünglichen vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplan waren Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt, durch die die Eingrünung und somit Ein-

bindung in die freie Landschaft gewährleistet werden sollte (vgl. Kapitel 1.3.1.3.1.). Die dort ge-
planten Gehölzbestände sind nur teilweise westlich der Behälter gepflanzt. Die übrige Eingrü-
nung ist nicht umgesetzt.

Der nördliche, westliche und südliche Rand des Plangeltungsbereiches bildet den Übergang zu
einer von Ackernutzung geprägten Offenlandschaft. Es bestehen Blickbeziehungen in die um-

gebende Landschaft.

Für das Landschaftsbild besteht aufgrund der Vorbelastung durch die bestehende Anlage eine

geringe bis mittlere Bedeutung (Kat. | bis ll).

2.6.2 Auswirkungen

2.6.2.1 Nichtdurchführung
Bei Nichtdurchführung der Planung sind keine Veränderungen des oben beschriebenen Be-
standes zu ewvarten. Pläne oder Projekte mit Auswirkungen auf das Landschaftsbild sind nicht

bekannt. Es bestehen Vorbelastungen aus den nicht ausgeglichenen Eingriffen des Land-
schaftsbildes.
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2.6.2.2 Durchführung

2.6.2.2.1 Landschaftserleben
Die baubedingten Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes bestehen z. B. aus der Aufstellung
eines Krans und dem Verkehrsaufkommen der Baufahrzeuge und über eine geringe Zeitdauer.

Die Errichtung der zusätzlichen Gebäude und Anlagen führt zu einer veränderten Sichtbarkeit

im angrenzenden, bislang nicht entsprechend abgeschirmten, ackerbaulich geprägten Land-

schaftsraum.

Für den Havarieschutzraum wird eine Umwallung aufgeschüttet.

2.6.2.2.2 Anlagensicherheit
Es bestehen keine Hinweise dafür, dass bei Unfällen oder Katastrophen Auswirkungen auf das

Landschaftsbild zu erwarten sind. Eine weitergehende Bewertung ist entbehrlich.

2.6.3 Bewertung
Die baubedingten Auswirkungen auf das Landschaftsbild sind wegen der geringen Zeitdauer als

unerheblich zu bewerten.

Die Errichtung neuer Baukörper führt zu einer veränderten Sichtbarkeit im angrenzenden, bis-

lang nicht entsprechend abgeschirmten, ackerbaulich geprägten Landschaftsraum. Hieraus

resultieren erhebliche Eingriffe, welche anlagenbedingt auf der Fläche verbleiben.

Die Umwallung für den Havarieschutzwall wird mit Grünland begrünt und nicht auffällig in der

Landschaft in Erscheinung treten.

2.6.4 Vermeidung, Verringerung, Ausgleich
Eine landschaftsgerechte Einbindung der Gebäude und Anlagen in die Landschaft erfolgt über
die festgesetzte landschaftsgerechte Farbgebung.

Über die allseitig innerhalb der Flächen zum Anpflanzen gem. 5 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB fest-

gesetzte Eingrünung mit Hecken und die westlich innerhalb der Maßnahmenfläche für Natur

und Landschaft gem. 5 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB festgesetzte Pflanzung einer Streuobstwiese
wird eine Eingrünung und somit ein Übergang zur freien Landschaft geschaffen. Hierdurch wer-

den die Eingriffe ausgeglichen.
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2.7 SCHUTZGÜTER KULTUR- UND SACHGÜTER

2.7.1 Bestand
Kultur- oder Sachgüter sind im Plangeltungsbereich und seiner Umgebung nicht vorhanden.

Vorkommen von Bodendenkmalen sind nicht registriert (MO/).

2.7.2 Auswirkungen/Bewertung
Bei Nichtdurchführung der Planung wären keine Veränderungen an dem oben beschriebenen
Bestand zu entvarten.

Das Vorhaben bedingt keine wesentlich veränderte Nutzung des Plangebietes oder steht nicht

in Konflikt mit den in der Umgebung vorhandenen Nutzungen/Sachgütern.

Es bestehen keine Hinweise dafür, dass bei Unfällen oder Katastrophen Auswirkungen auf Kul-
tur- und Sachgüter zu emarten sind.

2.7.3 Vermeidung, Verringerung, Ausgleich
Bodendenkmäler, welche bei den Bauarbeiten zum Vorschein kommen, sollen gem. Art. 8

BayDSchG gesichert werden. Eingriffe werden somit vermieden.

2.8 WECHSELWIRKUNGEN ZWISCHEN DEN BELANGEN DES UMWELTSCHUTZES

Die Schutzgüter beeinflussen sich in unterschiedlichem Maß und stehen in einem komplexen

Wirkungsgefüge zueinander. Die Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern wurden über-

wiegend bereits im Rahmen der Beschreibung und Bewertung der Schutzgüter Mensch, Tiere
und Pflanzen, Boden, Wasser, Klima und Luft, Kultur- und Sachgüter sowie Landschaft erfasst.

Die Inanspruchnahme der Ackerfläche für die Überbauung und Umnutzung zu einem Betriebs-

gelände sowie für die Nutzungsaufgabe führt dazu, dass sie nicht mehr für die Produktion von

Nahrungsmitteln zur Verfügung steht. Bei der vorliegenden Ackerfläche handelt es sich aber

nicht um eine Fläche mit besonderem Ertragspotenzial. Somit besteht keine hohe Bedeutung.
Die Umweltauswirkungen aus der Inanspruchnahme der Ackerflächen sind daher nicht als er-

heblich zu bewerten.

Zusätzliche Wechselwirkungen sind nicht zu ewvarten.

2.9 BIOLOGISCHE VIELFALT

Der Bayerische Ministerrat hat am O1. April 2008 eine Strategie zum Erhalt der biologischen
Vielfalt in Bayern (Bayerische Biodiversitätsstrategie) beschlossen (/7/).

Die vorliegende Bauleitplanung berücksichtigt die Anforderungen des Erhalts der biologischen
Vielfalt. Der Schutz der Artenvielfalt, insbesondere die Verringerung des Rückgangs der vom

Aussterben bedrohten und stark gefährdeten Arten und die Erholung der Bestände ehemals
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weit verbreiteter Arten werden berücksichtigt, indem nicht in Lebensräume gefährdeter Pflan-

zenarten eingegriffen wird. Mit den durch Säume gegliederten Baum- und Strauchhecken sowie

der extensiv genutzten Streuobstwiese werden neue Lebensräume für Tiere und Pflanzen ge-
schaffen. Dabei sollen heimische Arten sowie typische Obstbäume zum Einsatz kommen.

Die aus dem Betrieb des Vorhabens resultierenden Ammoniakimmissionen sollen bedeutsame

Biotope und Natura-ZOOO-Gebiete als Lebensräume nicht gefährden, so dass das Manage—

mentsystem der Natura-2000-Gebiete sowie das Netz der Schutzgebiete erhalten und fortent—

wickelt werden kann.

Das Vorhaben stellt keine Beeinträchtigungen des Biotopverbundes und seiner Fortentwicklung
dar, da es nicht zu Zerschneidungen oder Unterbrechungen der Verbundachsen und durchgän-

gigen Räume führt.

Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit und der Bildung sind durch die vorliegende Planung nicht

betroffen.

2.10 PLANALTERNATIVEN

2.10.1 Anlagenstandort
Die Planung bezieht sich auf die Sicherung einer bereits für eine Biogasanlage baulich genutz-
ten Fläche.

Alternativen für den Anlagenstandort bzw. den Plangeltungsbereich ergeben sich somit nicht.

2.10.2 Festsetzungen/Nutzungen
Für die im Plangebiet geplante Festsetzung eines Sondergebietes ergeben sich keine alternati-

ven Festsetzungsmöglichkeiten. Die vorliegende Nutzung unterscheidet sich von den Bauge-
bietstypen gem. 55 2 bis 10 BauNVO wesentlich, da hier das Baurecht nur für die vorliegende,
spezielle Nutzungsart „Biogasanlage" geschaffen werden soil.

Die Baugrenzen beziehen sich auf die vorhandenen und geplanten Anlagenteile. Die Positionie-

rung emittierender Anlagenteile ergibt sich aus dem Vorhabenplan, der Bestandteil des Durch—

führungsvertrages wird.

Der Bereich der landwirtschaftlichen Hofstelle Klaus Alex wird aus dem Plangeltungsbereich
ausgegliedert und der Plan für diesen Teil aufgehoben. Die Tierhaltungsanlage soll weiterhin

unverändert privilegiert gem. 5 35 BauGB betrieben werden.
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3 Zusätzliche Angaben

3.1 GRUNDLAGENIMERKMALE DER VERWENDETEN TECHNISCHEN VERFAHREN
3.1.1 Schutzgutbezogene Gutachten

l1/ Lücking & Härte! GmbH: Planzeichnung Grünordnungsplan als Maßnahmenplan, Be-
richtsnr.: 0622 N 01 27 08 2018/0, Stand: 27.08.2018

Weitere Fachgutachten oder Prognosen haben für den Umweltbericht des vorliegenden vorha-

benbezogenen Bebauungsplanes nicht vorgelegen.

3.1.2 Umweltrelevante Stellungnahmen
Für die Umweltverträglichkeitsprüfung wurden im Rahmen des Verfahrens folgende umweltrele-

vante Stellungnahmen berücksichtigt:

> Zu den Zielen der Raumordnung (fachgesetzliche Grundlagen):
/2/ Regionaler Planungsverband Oberfranken-West (4), Schreiben vom 07.06.2018

> Zu den Belangen Abfallrecht/Bodenschutz (Schutzgut Boden, Altlastenkataster), Wasser-
wirtschaft/Wasserrecht (Schutzgut Wasser), Gewässerschutz (Schutzgut Wasser):
I3/ Wassenzvirtschaftsamt Kronach, Schreiben vom 21.06.2018

> Zu den Belangen Landwirtschaft und Forstwirtschaft (Schutzgüter Tiere und Pflanzen und

Mensch):
/4/ Amt für Landwirtschaft und Forsten, Coburg, Schreiben vom 22.06.2018

> Zu den Belangen Naturschutz (Schutzgut Tiere und Pflanzen), Wasserrecht (Schutzgut
Wasser), Verkehrslenkung, Brandschutz (Risiken für die Umwelt und die Menschliche Ge-

sundheit, Schutzgut Tiere und Pflanzen, Mensch):
l5/ Landratsamt Coburg, Schreiben vom 25.06.2018

> Zu den Belangen Denkmalschutz (Schutzgut Kultur- und Sachgüter) insbesondere hinsicht-
lich Vorkommen von architektonischen oder Bodendenkmalen:

/6/ Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, München, Schreiben vom 27.06.2018

3.2 MONITORING

3.2.1 Ausgleichsmaßnahmen
Die für den Ausgleich der Eingriffe in Natur und Landschaft wirksamen Maßnahmen zum

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft gem. 5 9 Abs. 1 Nr. 20

BauGB sowie Anpflanzungen gem. 5 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB sollen durch die Gemeinde wie

folgt übewvacht werden:

1. Die Durchführung der Maßnahmen sollen der Gemeinde schriftlich angezeigt werden.

2. Erfolgskontrollen durch Sichtkontrolle sollen durch die Gemeinde direkt nach der in 1 ge-
nannten Anzeige auf Durchführung sowie zwischen dem 5. und 10. Jahr durchgeführt werden.
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3.2.2 Technische Einrichtungen, Anlagenbetrieb
Die Bauausführung sowie die ordnungsgemäße Ausführung der technischen Einrichtungen
werden durch die Genehmigungs- und Fachbehörden in Amtshilfe überprüft.

3.2.3 |mmissionsschutzlUmweitprüfung in nachfolgenden Verfahren
Nach 5 4 Abs. 3 BauGB unterrichten die Behörden die Gemeinde nach Abschluss des Verfah-
rens zur Aufstellung des Bauleitplanes, sofern nach den ihnen vorliegenden Erkenntnissen die

Durchführung des Bauleitplanes erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Aus-

wirkungen auf die Umwelt hat. Da es sich um ein gem. BlmSchG genehmigungspflichtiges Vor-
haben handelt, erfolgt das Monitoring der potenziell erheblichen Umweltauswirkungen aus Ge-

rüchen, Geräuschen, Staub und Ammoniak übewviegend in Amtshilfe mit den aufsichtsdurch-
führenden und genehmigenden Behörden. Eine Durchführung, bzw. die Genehmigung ist nur

möglich, wenn die Anforderungen des Umweltschutzes gem. BImSchG eingehalten werden.

Sofern sich nach Abschluss des Verfahrens Änderungen an der Vorhabenplanung ergeben, hat
der Vorhabenträger diese der Genehmigungsbehörde anzuzeigen. In diesem Rahmen hat er

auch Nachweise bzw. Prognosen vorzulegen, über die dargelegt wird, dass schädliche Um-

welteinwirkungen durch Emissionen in Luft, Wasser und Boden vermieden und der Schutz und

die Vorsorge gegen Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen gewährleistet
ist. Die Umweltauswirkungen dieser Änderungen sind in einer Umweltverträglichkeits-

Vorprüfung gem. UVPG zu untersuchen. lm Durchführungsvertrag soll sich der Vorhabenträger
verpflichten, bei Veränderungen oder Erweiterungen emittierender Anlagen entsprechende

Prognosen und die Ergebnisse der fachbehördlichen Prüfungen vorzulegen.

3.3 ALLGEMEIN VERSTÄNDLICHE ZUSAMMENFASSUNG

Die aus der Durchführung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit integriertem Vorha-
ben- und Erschließungsplan „1. Änderung und Enneiterung Großgarnstadt—Biogasanlage“, Ge-

markung Großgarnstadt‚ resultierenden Auswirkungen auf die Umwelt wurden analysiert und

bewertet.

Der Vorhabenstandort befindet sich auf dem Betriebsstandort einer Biogasanlage mit angren—

zendem landwirtschaftlichen Betrieb in der Gemarkung Großgarnstadt und nimmt Teile der

Flurstücke: 490, 492, 493 und 509 sowie die Flurstücke 490/1, 491, 492/2, Gemarkung Groß-

garnstadt, ein.

Für das Vorhaben sind der vorhabenbezogene Bebauungsplan „Großgarnstadt-Biogasanlage“

rechtskräftig sowie parallel die 4. Änderung des Flächennutzungsplanes — Teilbereich Groß-

garnstadt — S-Sonderbaufläche Biogasanlage rechtswirksam.
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Nunmehr plant die Vorhabenträgerin die bauliche Emeiterung der Biogasanlage, um auch zu-

künftig einen wirtschaftlichen, energetisch effizienten und umweltschonenden Betrieb gewähr—
leisten zu können. Alternativen für den Anlagenstandort ergeben sich somit nicht.

Die Biogasanlage und die Iandwirtschaftliche Hofstelle sind über den Feld- und Waldweg, Flst.
491 und 493 an die C013 und das Feld- und Waldwegenetz angebunden.

Die vorliegende Biogasanlage nutzt die lokal anfallende Gülle für die Energienutzung aus Bio-

masse und entspricht somit dem Grundsatz (G) 6.2.5 des LEP (2013) über die nachhaltige Nut-

zung der Potenziale der Bioenergie.

Festgesetzt wird ein Sondergebiet mit besonderer Zweckbestimmung „Biogasanlage“. Parallel
soll in der 20. Änderung des Flächennutzungsplanes ein Sondergebiet dargestellt werden.

Der Plangeltungsbereich A bezieht sich auf den für die Ewveiterung der Biogasanlage und den

damit verbundenen naturschutzrechtlichen Ausgleich und den Havarieraum nach der AWSV
erforderlichen Flächen. Für den Plangeltungsbereich A werden die Festsetzungen des Ur-

sprungsbebauungsplanes „Großgarnstadt-Biogasanlage" durch die Festsetzungen der vorlie-

genden 1. Änderung und Erweiterung ersetzt.

Der Plangeltungsbereich B bezieht sich auf die Flächen der landwirtschaftlich privilegierten

Tierhaltungsanlage Klaus Alex, welche aus dem Plangeltungsbereich ausgegliedert werden und

für die die Festsetzungen des Ursprungsbebauungsplanes aufgehoben werden sollen. Die

Tierhaltungsanlage soll weiterhin unverändert privilegiert gem. ä 35 BauGB betrieben werden.

Für das Sondergebiet werden das Maß der baulichen Nutzung mit einer max. Grundflächenzahl
von 0,6 und einer max. Gebäudehöhe von 10,00 m festgesetzt.

Die Anlage besitzt einen Havarieraum, womit den Anforderungen des Grund- und Wasser-
schutzes gem. der AWSV (Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden
Stoffen) entsprochen wird. Der Bereich wird als Fläche für Nebenanlagen auf Grund anderer

Vorschriften gem. 5 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB festgesetzt.

Fachgesetzliche und fachplanerische Vorgaben stehen der Planung nicht entgegen. Der Bau-

leitplan schafft die Voraussetzungen für die Neuerrichtung einer Anlage, welche immissions-

schutzrechtlich genehmigungsbedürftig ist und für die Änderungen durch die Immissionsschutz-
behörde zu beurteilen sind. Das Monitoring erfolgt daher teilweise in Amtshilfe.

Vorhabenbedingt sind Geräusch-, Geruch- und Staubemissionen zu en1varten. Auswirkungen
auf die menschliche Gesundheit werden durch bauliche und betriebliche Maßnahmen bei

Durchführung der Planung vermieden.

Auswirkungen auf Tiere und Pflanzen werden im Rahmen der Eingriffsregelung unter Berück-

sichtigung der für den bestehenden Eingriff festgelegten Maßnahmen ausgeglichen. Am Vorha-
benstandort erfolgt die Eingrünung mit freiwachsenden Hecken, wodurch das Einfügen in die

Landschaft gewährleistet wird. Bestehende Hecken werden erhalten. Weiterhin erfolgt die Ent-
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wicklung einer Streuobstwiese. Im Bebauungsplan sind entsprechende Festsetzungen enthal-

ten. Zusätzlich erfolgt die Begrenzung der Höhe der baulichen Anlagen auf das vorhandene
Maß (10 m). Der Havarieschutzwall ist dauerhaft mit Grünland zu begrünen, wodurch den An-

forderungen des Bodenschutzes entsprochen wird.

Vorhabenbedingt sind Ammoniakemissionen zu erwarten. Auswirkungen auf in der Umgebung
vorhandene gesetzlich geschützte Biotope und das nächst gelegene FFH-Gebiet DE 5732-373

„Röderbach-‚ Biberbach- und Schneybachtal" werden durch bauliche und betriebliche Maß-
nahmen bei Durchführung der Planung vermieden.

Die aus der Bodenversiegelung und den im Havarieraum vorhandenen Bodenab- und -auftrag
resultierenden Eingriffe in den Boden werden über die o.g. Maßnahmen ausgeglichen. Über die
Maßnahmen werden langfristig bodenschonend genutzte Flächen geschaffen.

Altlastenvorkommen bestehen nicht. Aufgrund der erhöhten geogenen Hintergrundbelastung
des Bodens kann bei Aushubarbeiten anfallendes Material gemäß 5 12 Abs. 10 Satz 1 der

BBod8chV möglichst ortsnah innerhalb der Lias Epsilon-Schichten als Untergrundmaterial (> 70

cm Tiefe) verwertet werden.

Für das Schutzgut Wasser werden über den Havarieraum Maßnahmen zur Anlagensicherheit
ventvirklicht. Aus der Durchführung der Planung ergeben sich keine Veränderungen der Ober-

flächenenhrvässerung und Abwasserbewirtschaftung.

Landschaftlich liegt ein durch die bauliche Nutzung und die teils fehlende Einbindung vorbelas-
teter Standort vor. Durch die Entwicklung der o.g. freiwachsenden Hecken wird eine Abrundung
und Einbindung des Betriebsstandortes geschaffen.

Denkmalschutzrechtlich besteht keine Relevanz. Das Vorkommen von Bodendenkmalen kann

aber nicht vollständig ausgeschlossen werden, so dass auf die Meldepflicht hingewiesen wird.

Die Schutzgüter Klima und Luft, Kultur- und Sachgüter sowie sonstige Wechselwirkungen zwi-
schen den Schutzgütern haben für die Planung eine untergeordnete Relevanz.

Die Ziele für die Biologische Vielfalt bleiben nach Durchführung der Planung realisierbar.

Hinsichtlich des Standortes ergeben sich keine Planalternativen‚ da bereits im Plangeltungsbe-
reich eine Biogasanlage besteht, welche nunmehr ewveitert und nachverdichtet werden soil. Für
die vorliegende Anlage sind alternative Standorte innerhalb von Siedlungsbereichen aus immis-

sionsschutzrechtlichen Gründen auszuschließen.

Das Monitoring der technischen Ausführung erfolgt auf Grund der Eigenart des Vorhabens in

Amtshilfe mit der Behörde für lmmissionsschutz. Das Monitoring der Ausgleichsmaßnahmen
erfolgt durch die Gemeinde.

Als Ergebnis des Umweltberichtes (Umweltprüfung) ist die umweltgerechte Durchführung der

Planung möglich, da erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen vermieden, minimiert und

ausgeglichen werden.
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3.4 REFERENZLISTE DER QUELLEN

3.4.1 Sonstige Dokumentationen
/7/ Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit (April 2009): Strategie zum Er-

halt der biologischen Vielfalt in Bayern (Bayerische Biodiversitätsstrategie)
/8/ Bayerisches Landesamt für Umwelt (Hrsg. 2007): Entwicklungszeiträume von Ausgleichs-

und Ersatzmaßnahmen.

3.4.2 Fachinformationssysteme (online)
I9/ Bayerisches Landesamt für Umwelt: FIN-Web — FIS-Natur Online
/10/ Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege: Bayerischer Denkmal-Atlas
l11/ Bayerisches Landesamt für Umwelt: Umweltatlas Bayern

3.4.3 FachgesetzeNerordnungen
I12/ UVPG- Gesetz über die UmweltverträgIichkeitsprüfung. Vom 24.02.2010, zuletzt geändert

am 08.09.2017

/13/ BauGB- Baugesetzbuch. Vom 23.09.2004, zuletzt geändert am 20.07.2017
l14/ BlmSchG- Bundes-lmmissionsschutzgesetz. Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelt-

einwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vor-

gänge. Vom 17.05.2013, zuletzt geändert am 18.07.2017
l15/ BayDSchG — Bayerisches Denkmalschutzgesetz. Gesetz zum Schutz und zur Pflege der

Denkmäler. Vom 25.06.1973, zuletzt geändert am 22.03.2018.
/16/ WHG — Wasserhaushaltsgesetz. Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts. Vom

31.07.2009, zuletzt geändert am 18.07.2017.

l17/ BayWG — Bayerisches Wassergesetz. Vom 25.02.2010, zuletzt geändert am 21.02.2018.
/18/ BNatSchG — Bundesnaturschutzgesetz. Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege.

Vom 29. Juli 2009, zuletzt geändert am 15.09.2017.

l19/ BayNat$chG - Bayerisches Naturschutzgesetz. Gesetz über den Schutz der Natur, die

Pflege der Landschaft und die Erholung in der freien Natur. Vom 23.02.2011, zuletzt geän-
dert am 15.05.2018.

/20/ 12. BImSchV — Störfall-Verordnung. Vom 15.03.2017, zuletzt geändert am 29.03.2017.
/21/AWSV — Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen. Vom

18.04.2017.

I22/ KrWG — KreislauMirtschaftsgesetz. Vom 24.02.2012, zuletzt geändert am 20.07.2017.
I23/ BBodSchG — Bundes-Bodenschutzgesetz. Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenver-

änderungen und zur Sanierung von Altlasten. Vom 17.03.1998, zuletzt geändert am

27.09.2017.

l24/ BBOdSChV — Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung. Vom 12.07.1999, zuletzt ge-
ändert am 27.09.2017.

@ LÜCKING & HÄRTEL GMBH VBP „1 .Änd. u. Erw. BGA Großgamstadt": 0622-A-03-27.08.201810 Seite 76 von 77




